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Liebe Mitglieder, 
sehr geehrte Freunde
des CDU Stadtverbands 
Ludwigsburg,

mit viel Engagement und Nachdruck ha-
ben wir den diesjährigen Kommunalwahl-
kampf geführt. Einen besonders herzli-
chen Dank an alle. Ob an die Kandidatin-
nen und Kandidaten, welche sich auf der
Liste der CDU zur Verfügung gestellt ha-
ben oder für das vielfältige Engagement,
welches im Rahmen des Wahlkampfes ent-
wickelt wurde: Besetzung von Info Stän-
den in den Stadtteilen und in der Fußgän-
gerzone, sei es zum Auf- und Abbau, zum
Gespräch, zur Betreuung der Luftballone,
Verteilung von Prospekten, Visitenkarten
und Äpfeln etc. Oder der werblichen Vor-
bereitung, den Texten und Fotos für den
Prospekt, die Stadtteilbegehungen und
Stadtteilgespräche, den Firmenbesuchen,
den Besuchen in Altenheimen, dem Auf-
stellen und Abräumen von Plakatständern
und einiges mehr. Bei über 20 Terminen
und Veranstaltungen waren wir in der
Stadt unterwegs. 

Die Wahl ist vorbei, das Ergebnis leider
nicht so, wie wir alle uns dies vorgestellt
haben. Sie konnten die Einbrüche der
CDU, sowohl bei der Europawahl als auch
durchgängig bei der Kommunalwahl
(Stadt, Kreis, Region) im ganzen Kreis Lud-
wigsburg, ja in ganz Baden-Württemberg
bzw. Deutschland, registrieren.

Den wieder gewählten bzw. neu gewählten
Vertreterinnen und Vertretern auf allen
Ebenen und allen Gremien zunächst an
dieser Stelle herzlichen Glückwunsch. Für
die kommenden Jahre stets eine glückliche
Hand bei den wichtigen anstehenden Ent-
scheidungen, die nicht immer einfach sein
werden. Wir werden eine andere Haus-
haltslage bekommen und auch in den Gre-
mien haben sich die Machtverhältnisse
verschoben. Jeder darf gespannt sein, wie
sich alles entwickeln wird. Wir werden Sie
auf dem Laufenden halten, sei es über den
Treffpunkt, bei Veranstaltungen oder über
das Internet, nutzen Sie die angebotenen
Möglichkeiten.

Unserem Kreisvorsitzenden Rainer Wie-
land an dieser Stelle auch nochmals die
herzlichsten Glückwünsche, nicht nur zur
Wiederwahl als Europaabgeordneter, son-
dern vor allem für die neue Aufgabe als ei-
ner der Vizepräsidenten des Europäischen
Parlaments. Alles Gute und stets erfolgrei-
che, kluge und verständliche Ergebnisse
für ein immer größer und wichtiger wer-
dendes gemeinsames Europa.

Nach der Wahl – ist vor der Wahl.

Der nächste große Termin in diesem Jahr –
die Wahl zum Deutschen Bundestag am
Sonntag, 27. September 2009 – wirft seine
Schatten voraus. Seit über einem Jahr ist
Steffen Bilger als Bundestagskandidat no-
miniert und seit diesem Zeitpunkt im Ein-
satz und im Wahlkreis unterwegs. Zahlrei-
che Veranstaltungen, Firmenkontakte, In-
formationsstände, Gespräche im großen
und kleinen Kreis, Besuche in Einrichtun-
gen und Institutionen hat er bereits absol-
viert. Nun fängt die „heiße Phase“ an. Hel-
fen Sie mit, dass wir im Wahlkreis 265-Lud-
wigsburg wieder das Direktmandat gewin-
nen. Wenn Sie gerne bei den verschiede-
nen Aktivitäten mitmachen möchten, so
wenden Sie sich bitte entweder per Tele-
fon an die Kreisgeschäftsstelle der CDU
unter 07141 875195 oder per Mail an uns
über die Rubrik Kontakte auf der Internet-
seite www.cdu-ludwigsburg.de 

Auch bei der Bundestagswahl haben wir
keine Stimme zu verschenken. Selbst wenn
die momentanen Umfragen sehr positiv
sind, so wird – wie immer – am Wahltag
ausgezählt. Transportieren Sie den Namen

des Kandidaten zu Ihren Freunden, Nach-
barn, Geschäftskollegen, in die Vereine
und Einrichtungen, und werben Sie für die
Erststimme für Steffen Bilger und die
Zweitstimme für die CDU und Angela Mer-
kel. Damit wir das Direktmandat besetzen
und im Bund für den Wahlkreis Ludwigs-
burg einen kompetenten, engagierten und
verlässlichen Ansprechpartner haben und
die Bundeskanzlerin in einer neuen Koali-
tion eine ordentliche Politik für Deutsch-
land machen kann. Nutzen Sie bitte bei Be-
darf auch die Möglichkeit der Briefwahl.

Mit freundlichem Gruß

Ralf Siegmund
1. Vorsitzender <<<

Ralf Siegmund, CDU-Stadtverbandsvorsitzender und

Mitglied des Gemeinderates der Stadt Ludwigsburg



und „Karstadt“ stehe für eine nachhaltige
Wirtschaftspolitik, die sich eben nicht
nach kurzfristigen, wahlkampfstrategi-
schen Gesichtspunkten ausrichte, so Stef-
fen Bilger.

Die sich anschließende Fragerunde nutz-
ten die Anwesenden zu einem Rundum-
schlag die gesamten aktuellen Politikfel-
der betreffend. So sprach sich Steffen Bil-
ger auf entsprechende Fragen hin gegen
die Verlängerung der staatlichen Abwrack-
prämie aus, diese Verlängerung sei aus sei-
ner Sicht ein Fehler gewesen. Auch könne
es nicht sein, dass die EU aus Brüssel be-
stimme, ob die deutschen Sparkassen und
Volksbanken legitim seien, hätten diese
doch gerade in der jetzigen Krise gezeigt,
dass sie verlässliche Finanzpartner seien,
so Steffen Bilger.

Abschließend stellte Stadtverbandsvorsit-
zender Ralf Siegmund fest, dass man nun
ein genaueres Bild des neuen Bundestags-
kandidaten erhalten habe. Es sei wichtig,
dass die Teilnehmer der Runde die von
Steffen Bilger formulierten positiven
Denkansätze „per Mundfunk“ weiter tra-
gen, damit dieser nun ausreichend Rük-
kenwind für seinen Weg nach Berlin mit-
bekomme, so Siegmund. PS

wie die Internetsperre für kinderpornogra-
phische Inhalte begrüßt der Bundestags-
kandidat der CDU, schließlich gehe es
nicht an, dass das Internet immer mehr
zum rechtsfreien Raum verkomme, so Bil-
ger.

Als junger Kandidat stellte Steffen Bilger
besonders die Rückführung der Rekord-
verschuldung in den Mittelpunkt seiner
Ausführungen: „Wer ohne Rücksicht auf
Verluste den nachfolgenden Generationen
auf diesem Gebiet einen Scherbenhaufen
hinterlässt, handelt fahrlässig!“

Mittelfristig hält er eine Steuervereinfa-
chung für zwingend notwendig, hier hät-
ten Politiker wie Friedrich Merz sehr gute
Vorschläge gemacht. Das Ziel müsse end-
gültig ein Ende der Rekordverschuldung
sein. Sollte die Union zusammen mit den
Liberalen ab Herbst die Regierung stellen,
müsse ein Kassensturz gemacht werden.
Bilger weiter: „Wenn der gemacht ist, kön-
nen wir uns an Steuervereinfachungen und
–entlastungen heran machen, wo es durch
die Belastungen der jüngsten Krise noch
möglich ist!“

Ausdrücklich begrüßte er die Vorgehens-
weise von Bundeswirtschaftsminister zu
Guttenberg: Sein couragiertes Auftreten
angesichts der Sanierungsfälle „Opel“

Stadtverbandsvorsitzender Ralf Siegmund
ermunterte die Runde, ruhig auch einmal
kritisch zu fragen: „Was läuft gerade in
Berlin nicht gut? Wie bewertet der Bun-
destagskandidat der Union das Ergebnis
der Kommunal- und Europawahlen und
welche Konsequenzen sind daraus zu zie-
hen? Wie lautet der Politikansatz von Stef-
fen Bilger?“

In seinen einführenden Worten stellte
Steffen Bilger fest, dass das konservative
Lager 100 Tage vor der Bundestagswahl
am 27. September nicht gänzlich unzufrie-
den sein könne: So sei die Wahl zum Bun-
despräsidenten schließlich auch indirekt
im Sinne Ludwigsburgs verlaufen. Habe
doch mit Horst Köhler der Kandidat ge-
wonnen, der sich Ludwigsburg sehr eng
verbunden fühle und als seine Heimat be-
zeichne.

Was die Europa- und Kommunalwahlen an-
gehe, so sehe er hier einiges kritischer:
„Die Wahrnehmung der Sichtweise Baden
Württembergs ist verzerrt! Bundespoliti-
ker wie etwa CDU-Fraktionsvorsitzender
Volker Kauder werden nicht als aus dem
Ländle kommend wahrgenommen!“ Bilger
weiter: „Es fehlt derzeit eine starke Stim-
me Baden-Württembergs in Berlin!“

Jüngste Entscheidungen des Bundestages
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STADTVERBAND AKTUELL

„POLITISCHER FRÜHSCHOPPEN“ MIT DEM 
CDU-BUNDESTAGSKANDIDATEN  STEFFEN BILGER

Zu einem „politischen Frühschoppen“ mit dem CDU-Bundestagskandidaten für den Wahlkreis
Ludwigsburg, Steffen Bilger, hatte der Stadtverband der Ludwigsburger CDU unlängst in den
„Ratskeller“ nach Ludwigsburg eingeladen.

Steffen Bilger konzentriert beim Gespräch
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Schirmgespräch am Samstagvormittag in
Hoheneck: Vor der Bäckerei Lutz in der
Beihinger Straße kam Steffen Bilger am
Samstagvormittag mit vielen Bürgern ins
Gespräch. Auch der leichte Nieselregen
konnte den Bundestagskandidaten und
seine Gesprächspartner nicht davon ab-
halten, grundsätzliche politische Themen
zu diskutieren. 

Beim anschließenden Rundgang in Hohen-
eck informierte sich Steffen Bilger – jetzt
bei Sonnenschein – bei Kurt Magg, Eigen-
tümer des Flägga-Lädles, über Probleme
des Einzelhandels, in der Geschäftsstelle
der KSV Hoheneck beim 1. Vorsitzenden
Lothar Willner über die Vereinsarbeit und
bei der Feuerwehr Abteilung Hoheneck
bei Abteilungskommandant Michael
Roock über die Probleme der Feuerwehr-
Ausstattung und des Katastrophenschut-
zes. Ingeborg Choeb

INFO-STAND UND RUNDGANG IN HOHENECK

Diskussion mit interessierter Bürgerin

Bei Kurt Magg vor dem Flägga-Lädle

In der Geschäftsstelle der KSV Hoheneck mit dem Vorsitzenden Lothar Willner (stehend)

Bei der Feuerwehr Hoheneck mit Abteilungskommandant Michael Roock (2.v.r.)In der Backstube bei Bäckerei Lutz
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Dies müssen die Bürger in Eglosheim, Pflug-
felden, Möglingen und Asperg täglich aus-
halten. Dazu kommen noch jeweils 40.000
bis 50.000 Fahrzeuge auf der Schwieberdin-
ger Straße und der Frankfurter Straße. Ver-
kehrsmengen, Lärm und Luftbelastungen,
die man sich in anderen Gebieten der Stadt,
ja im Kreis Ludwigsburg, nicht vorstellen
kann – 6,1 Prozent tatsächlich jährlicher
Zuwachs hat das Büro Bender und Stahl
festgestellt. Kein Wunder braucht man jetzt
die Spuren, die für Notfälle vorgesehen wa-
ren –  zum Beseitigen von Pannen oder Ab-
stellen von nicht mehr fahrfähigen Fahrzeu-
gen – als Fahrspuren, da die vorhandenen
sechs Spuren diese Fahrzeugmengen nicht
mehr verkraften können. 

Jetzt sagt man dem Bürger, dem Anwoh-
ner: „Dies ist keine wesentliche Änderung
und deshalb hast du keinen Anspruch auf
Lärmschutz.“ Von den Luftschadstoffen,
dem Feinstaub spricht keiner. Es hat auch
keinen Sinn, denn dort kann man sowieso
nichts ändern. 

Nun haben sich die Parteien und gemein-
derätlichen Gremien aus Ludwigsburg, As-
perg und Möglingen eindeutig dagegen
ausgesprochen. Die Politik und auch die
Bürgervereine aus Eglosheim und West-
stadt/Pflugfelden stehen dahinter: „Lärm-
verschmutzung nimmt Lebensqualität“,
man erkennt: „Ruhe ist die erste Bürger-

pflicht“ und für die setzen wir uns jetzt ein.
Es soll nicht heißen: „Nie wieder stille
Nacht“. Wir sind nicht gegen eine Lei-
stungsverbesserung – wir fordern bei ei-
ner Erweiterung nur Lärmschutz, und zwar
wirksamen.

Die Aktionsgemeinschaft zur Reduzierung
der Lärmbelastung durch die A 81 hat am
12.08.2009 die Anmeldung einer Demon-
stration an und auf der A 81 bei der Stadt
Ludwigsburg eingereicht. Um die Öffent-
lichkeit und die Entscheidungsgremien
aufhorchen zu lassen, beabsichtigen wir
und haben beantragt, dass am 20. Septem-
ber 2009 von 12:00 Uhr bis 13:00 Uhr die
Autobahn gesperrt wird. Wir wollen viele
Bürgerinnen und Bürger aufrufen, an die-
ser Demonstration, die um 11:00 Uhr mit
einer Kundgebung beginnt, teilzunehmen
und so die Solidarität mit den betroffenen
Bürgerinnen und Bürgern zu zeigen. 

Wir wollen und wir müssen den Lärm-
schutz ins Rollen bringen. Wenn wir jetzt
mit der Öffnung der Standspuren als Fahr-
spuren nicht reagieren, wird es keine wei-
tere Veränderung in den nächsten zehn bis
15 Jahren geben und somit gibt es auch kei-
ne Möglichkeit, das Thema Lärmschutz
wieder aufzugreifen. 

Die These muss heißen: „Die Wand muss
her! Die Wand muss her!“ Reinhold Noz

CDU-MITGLIEDER
AKTIV IM 
EHRENAMT

DEUTSCHE KRIEGSGRÄBER-
FÜRSORGE IN 
LUDWIGSBURG

Seit mehr als 15 Jahren vertritt Roland
Schmierer die CDU als Mitglied im Stadt-
teilausschuss Neckarweihingen, als Grün-
dungsmitglied und Vorsitzender des Bür-
gervereins engagierte er sich von Beginn
an für seine Neckarweihinger Mitbürger.
Jahrelang machte er sich stark für die Er-
richtung eines Ehrenmals für die Neckar-
weihinger Opfer von NS-Gewalt und Krieg,
was im Jahr 2005 schließlich von Erfolg ge-
krönt war. Seither findet die jährliche Fei-
erstunde zum Volkstrauertag, für die er
seit Jahren verantwortlich ist, in Neckar-
weihingen an diesem Monument statt.

Nun wurde Roland Schmierer ein weiteres
Ehrenamt übertragen. Für den Volksbund
Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V. ist er
der örtliche Vertrauensmann in Ludwigs-
burg. Als ehrenamtlicher Mitarbeiter steht
er den Mitgliedern, der Verwaltung, Kir-
chen, Schulen, Vereinen und allen Mitbür-
gern als Ansprechpartner zur Verfügung.

Für Roland Schmierer ist die Völkerver-
ständigung und der Friedensgedanke, der
von den Kriegsgräberstätten als eindringli-
che Mahnung an die jetzige Generation
ausgeht, ein wesentliches Motiv für sein
ehrenamtliches Engagement. Er fühlt sich
dem Anliegen „Verständigung, Freund-

110.000, 130.000 ODER 150.000 FAHR-
ZEUGE IN 24 STUNDEN AUF DER A 81

So haben die Experten zählen lassen und 
eine Hochrechnung bis 2015 erstellt

Roland Schmierer mit Wolfgang Steng, Geschäftsführer

des Volksbundes Deutscher Kriegsgräberfürsorge vor

dem Mahnmal in Neckarweihingen

Das Logo der Bürgerinitiative gegen Autobahnlärm
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schaft, Frieden“ des Volksbundes eng ver-
bunden und will durch die Unterstützung
des Verbandes einen Beitrag zum mahnen-
den Gedenken an die Opfer von Krieg und
Gewaltherrschaft leisten und für zukünfti-
ge Generationen die Erinnerung daran
wach halten, welche schrecklichen Folgen
Krieg und Gewaltherrschaft haben. 

Roland Schmierer bedauert, dass immer
weniger Schulen sich an den jährlichen
Sammlungen des Volksbundes für die
Kriegsgräber beteiligen. „Ich möchte mich
in Zukunft dafür einsetzen, dass junge
Leute sich wieder mehr für dieses wichtige
Thema interessieren“, so Schmierer, der als
Theologe und Berufsschullehrer den direk-
ten Zugang zur jungen Generation hat.
Seit dem politischen Umbruch mit Öff-
nung der Grenzen im Jahr 1990 sind allein
in Osteuropa 540 Anlagen mit Kriegsgrä-
bern von mehr als 500.000 Gefallenen neu
entstanden, jährlich kommen weitere hin-
zu. 

Die offizielle Einführung in sein neues Amt
fand kürzlich im Ludwigsburger Rathaus in
Anwesenheit von Oberbürgermeister Wer-
ner Spec, des ehrenamtlichen Vorsitzen-
den des Bezirksverbandes des Volksbun-
des, Regierungspräsident Johannes
Schmalzl, des früheren Oberbürgermei-
sters Dr. Otfried Ulshöfer, dem selbst eine
Ehrung zuteil wurde, und weiteren Geehr-
ten statt. Ingeborg Choeb

HAUSAUFGABENBETREUUNG
IN LUDWIGSBURGER 
SCHULEN

Ob Hilfe bei den Hausaufgaben, Sprach-
kursen oder Training im Sportverein –
ohne Menschen, die unentgeltlich Zeit
und Mühe opfern, wären viele Freizeit-
und Hilfsangebote nicht denkbar. Als in
den 1970er Jahren an den Grundschulen
viele Kinder aufgrund fehlender Deutsch-
kenntnisse dem Unterricht nicht folgen
und auch die Hausaufgaben nicht erledi-
gen konnten, startete Heiderose Henssler-
Wolf eine Privatinitiative. Zusammen mit
engagierten Müttern entstand die Haus-
aufgabenbetreuung in der Schule, die 1976
von der Stadt Ludwigsburg übernommen
wurde und deren ehrenamtliche Leiterin
Heiderose Henssler-Wolf bis heute ist.
Mittlerweile wird die Hausaufgabenbe-
treuung an fast allen Ludwigsburger
Grundschulen angeboten. An den unter-
richtsfreien Nachmittagen werden die Kin-
der bei der Erledigung der Hausaufgaben
beaufsichtigt und durch Rückmeldungen
in die Schulen wird enger Kontakt zu den
Lehrkräften gehalten. 

Eine kontinuierliche Weiterbildung
der Ehrenamtlichen gewährleistet
eine hohe Qualität der Hausaufga-
benbetreuung, die auch Sprachför-
derung bedeutet. Konnten zu Be-
ginn nur Kinder mit Migrationshin-
tergrund betreut werden, dürfen
seit zwei Jahren auch Kinder deut-
scher Muttersprache, die einen er-
höhten Bedarf an Spracherwerb ha-
ben, aufgenommen werden. 

Heiderose Henssler-Wolf kann heu-

te auf einen Stamm von rund 70 ehrenamt-
lichen Mitarbeitern zurückgreifen, nicht
nur Mütter, sondern auch Väter sind dar-
unter. Von Anfang an waren ehrenamtliche
Helfer mit Migrationshintergrund dabei,
darauf wurde besonderer Wert gelegt. 

Im Rahmen der Themenwoche „Ehrenamt“
veranstaltete der SWR das 11. Medienfo-
rum Migration mit einer Podiumsdiskussi-
on über die im Ehrenamt tätigen Migran-
tinnen, zu der Heiderose Henssler-Wolf in
ihrer Funktion als Erste Vorsitzende des
für die Hausaufgabenbetreuung zuständi-
gen Landesverbandes bia und Mitglied des
Landesarbeitskreises Integration eingela-
den war. 

Die Vertreterinnen aus Sozialforschung,
Politik und Ehrenamt waren sich einig,
dass insgesamt nur sehr wenige Mitbürger
mit Migrationshintergrund für das ehren-
amtliche Engagement zur Verfügung ste-
hen. Eine höhere Bereitschaft dieser Be-
völkerungsgruppe könnte viel zu einer
nachhaltigen Integration beitragen. 

Ingeborg Choeb

V.l.n.r.:Heiderose Henssler-Wolf, Hausaufgabenbetreuung Ludwigs-

burg, Nimet Leone, Trägerin des Preises „Aufeinander Zugehen“

Im Studio bei SWR International. Das Podium mit v.l.n.r.:

Heiderose Henssler-Wolf, Hausaufgabenbetreuung Lud-

wigsburg; Nimet Leone, Trägerin des Preises „Aufeinan-

der Zugehen“; Dr. Martin Kilgus, Moderator, SWR Inter-

national; Prof. Dr, Karin Weiss, Integrationsbeauftragte

des Landes Brandenburg; Emina Corbo-Mesic, Islamische

Gemeinschaft der Bosnier
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Die Junge Union (JU) Baden-Württemberg
hatte sich bei ihrem Landestag in Asperg
kritisch mit der Leistungsbilanz der CDU in
der großen Koalition auseinandergesetzt.
In einem Leitantrag des Landesvorstandes
heißt es unter anderem, die große Koaliti-
on werde als „Koalition der großen Enttäu-
schungen“ in die Geschichte eingehen. Kri-
tik übte der Unionsnachwuchs auch am
Auftreten der baden-württembergischen
CDU-Vertreter in Berlin. JU-Landeschef
Steffen Bilger verlangt dabei mehr Lobby-
arbeit für die Interessen Baden-Württem-
bergs und sagte im Vorfeld des Parteitags:
„Leisetreter kommen vielleicht im Kanzler-
amt an, aber nicht hier in Baden-Württem-
berg!“

Vor allem in der Wirtschaftspolitik hält die
JU die große Koalition für gescheitert. „In
den guten Jahren hat sie es nicht ver-
mocht, Deutschland umfassend zu sanie-
ren; jetzt in der Krise fehlen ihr überzeu-
gende Antworten“, zieht der Leitantrag Bi-
lanz. Sündenfälle wie das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz, das Herumdok-
tern an der Rentenformel, die missglückte
Gesundheitsreform und Geldvernich-
tungsaktionen wie die Verlängerung der
Abwrackprämie belegten die Entfremdung
der CDU von ihren Grundüberzeugungen.
Gerade die Interessen der mittelständisch
geprägten Wirtschaft im Südwesten seien

dabei in besonderem Maße vernachlässigt
worden. „In Berlin wird auf die Menschen
und Unternehmen hier im Land zu wenig
Rücksicht genommen“, stellte Bilger fest.
„Wir müssen viel häufiger das ganze Stim-
mengewicht der Landesgruppe in die
Waagschale werfen – genauso wie die
CSU“, fordert Bilger, der im Wahlkreis Lud-
wigsburg selbst für den Bundestag kandi-
diert. 

Verärgert ist die Jugendorganisation der
CDU auch über den Plan der Bundes-CDU,
nach der Wahl keinen Bundesparteitag
einzuberufen. „Die Basis hat ein Recht auf
die gründliche Analyse des Wahlergebnis-
ses – davor kann sich die Parteispitze nicht
einfach drücken“, fasst Bilger den Ärger
zahlreicher Parteimitglieder zusammen
und kündigte einen entsprechenden An-
trag der JU an. Schon nach der Wahl 2005
sei eine gründliche Bestandsaufnahme
durch die Bundespartei verhindert wor-
den. „Bis heute hat man es in Berlin ver-
säumt, die Gründe für das damalige mage-
re Abschneiden zu untersuchen. Dieses
Jahr bestehen wir aber darauf, das Wahler-
gebnis genau bei einem Bundesparteitag
zu analysieren“, so Bilger. 

Der Landestag der Jungen Union ist das
wichtigste Treffen des CDU-Nachwuchses
im Land. Zu dem Parteitag in Asperg wa-

ren über 250 Delegierte aus dem ganzen
Land sowie u.a. Bundesinnenminister
Wolfgang Schäuble, Ministerpräsident
Günther H. Oettinger, der Generalsekre-
tär der CDU im Land, Thomas Strobl, und
JU-Bundeschef Philipp Mißfelder gekom-
men. Mit über 11.300 Mitgliedern ist die
Junge Union nicht nur die größte politi-
sche Jugendorganisation in Baden-Würt-
temberg, sondern hat landesweit auch
mehr Mitglieder als FDP und Grüne. 

Der traditionelle gemütliche Abend fand
im „Werkcafe“ in Ludwigsburg statt. <<<

STEFFEN BILGER
WIEDERGEWÄHLT

Landestag wählt 
Landesvorstand 

Die Junge Union (JU) Baden-Württemberg
hat bei ihrem Landestag in Asperg den 30-
jährigen Juristen Steffen Bilger erneut zu
ihrem Landesvorsitzenden gewählt. Die
fast 200 anwesenden Delegierten bestä-

JU KRITISIERT BILANZ DER CDU 
IN DER GROßEN KOALITION

Landestag der Jungen Union in Asperg - Innenminister Schäuble,
Ministerpräsident Oettinger, Generalsekretär Strobl und JU-
Bundesvorsitzender Mißfelder zu Gast

Die Innere Sicherheit im Griff

Eine Kommissarsmütze als Geschenk
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tigten Bilger mit über 81 Prozent im Amt.
Der Parteitag hatte bereits massive Kritik
an der großen Koalition geübt. So konfron-
tierten zahlreiche Redner Bundesinnenmi-
nister Schäuble mit der enttäuschenden
Bilanz der CDU in der großen Koalition.
Der verabschiedete Leitantrag bezeichnet
Projekte wie die Abwrackprämie, das AGG
oder die gescheiterte Gesundheitsreform
als „Sündenfälle, die zahlreiche bürgerli-
che Wähler von der Union entfremdet“
hätten.

Unverständnis äußerte die Junge Union
auch für die anhaltende Steuerdebatte in
der CDU/CSU. Der JU-Bundesvorsitzende
Philipp Mißfelder sagte dazu: „Steuerer-
leichterungen kann es nur geben, wenn
vorher die Haushalte in Ordnung gebracht
worden sind.“ Das Ziel einer nachhaltigen
und generationengerechten Politik will die
Junge Union auch in anderen Politikfel-
dern weiterverfolgt wissen. So plädiert der
beschlossene Leitantrag „Chance 2009“
nicht nur weiterhin für eine konsequente
Haushaltssanierung, sondern will auch
den Flächenverbrauch beschränken oder
mehr private Verantwortung in der Ge-
sundheits- oder Rentenpolitik. Zur Nach-
haltigkeitsstrategie der JU zählt ebenfalls
eine an die Bedürfnisse der Wirtschaft und
Bevölkerung angepassten Infrastruktur.
Dabei seien moderne Technologien, wie
das Breitbandinternet, heute ähnlich wich-
tig wie Straßen und Schienen. Projekte wie
Stuttgart 21 blieben jedoch für den An-
schluss des Landes an die transeuropäi-
schen Eisenbahnnetze unabdingbar. CDU-
Generalsekretär Thomas Strobl sagte dazu
ebenfalls am Sonntag: „Stuttgart 21 ist ein
Projekt, bei dem wir die Grünen noch stär-
ker stellen müssen. Niemand versteht,

dass die Grünen gegen ein Bahnprojekt
sind.“  Einstimmig beschlossen wurde ein
Antrag, der die Bundes-CDU auffordert,
nach der Bundestagswahl einen Bundes-
parteitag einzuberufen. JU-Landeschef
Steffen Bilger sagte dazu: „Die Parteifüh-
rung kann der Basis nach der Wahl nicht
jede Chance zur Mitentscheidung vorent-
halten. Die Partei ist schließlich mehr als
ein Kanzlerwahlverein.“ Ein Thema am
Rande des Landestags war der Umgang
mit so genannten Internetsperren. Philipp
Mißfelder dazu: „Das Internet darf kein
moralfreier Raum sein. Aber Zensur führt
nicht dazu, dass Probleme gelöst werden.“
Später ergänzte Mißfelder im Hinblick auf
Videospielverbote: „Die entscheidende
Frage ist nicht ein Verbot, sondern die feh-
lende Medienkompetenz. Und das ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe.“ <<<

BUCHTIPP: 
„MUSEN, 
MACHTSPIEL UND
MÄTRESSEN“ 

Paul Sauer, Prof. Dr. , 2008. 
Silberburg Verlag, Tübingen

Im vergangenen Jahr ist, passend zum
diesjährigen 300. Stadtjubiläum, ein Buch
des renommierten Landeshistorikers Prof.
Dr. Paul Sauer erschienen: „Musen, Macht-
spiel und Mätressen“ setzt sich mit dem
Wirken des Stadtgründers Eberhard Lud-
wig auseinander. 

Sauer schildert und erklärt das zwiespälti-
ge Wesen des barocken Potentaten und
beschreibt auf sehr eindrückliche Art und
Weise den verschwenderischen Prunk am
Hofe Eberhard Ludwigs. Der Leser erfährt,
wie der Herzog einen riesigen Schulden-
berg anhäufte und seinen Hof zu einem
kulturellen Mittelpunkt von europäischem
Rang ausbaute, während der Großteil sei-
ner Untertanen in Armut leben musste.

Ins Zwielicht gerät der Herrscher Würt-
tembergs durch die langjährige Bindung
an eine ungewöhnlich intelligente, ehrgei-
zige, aber ebenso machtbesessene Mä-
tresse namens Wilhelmine von Grävenitz,
einer bekannten und bestimmenden Figur
der Ludwigsburger Stadtgeschichte.

Dabei gelingt Prof. Dr. Sommer ein leben-
diges Porträt Herzog Eberhard Ludwigs
und der Barockzeit in Württemberg. Zahl-
reiche historische Abbildungen machen
das Buch zu einer wirklich interessanten
Lektüre für alle landes- und stadtge-
schichtlich Interessierten.

Der Autor war ab 1986 Leiter des Stuttgar-
ter Stadtarchivs und verfasste während
seiner Wirkungszeit mehr als 50 landesge-
schichtliche Bücher, von denen viele zu
Standardwerken wurden. Für sein Schaf-
fen erhielt er u.a. die Verdienstmedaille
des Landes Baden Württemberg, das Bun-
desverdienstkreuz am Bande sowie den
Schillerpreis der Stadt Marbach am Nek-
kar. PS

In welche Richtung drehen wir das „Mehrwertsteuer“?
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Er kommt jugendlich daher, natürlich und
sympathisch, aufmerksam seinem Gegen-
über zugewandt. Gerade mal 30 Jahre ist
er alt und hat beruflich – nach dem Abitur,
einem zielstrebig absolvierten Jurastudi-
um und anschließendem Rechtsreferenda-
riat am Landgericht Stuttgart mit Zweiter
juristischer Staatsprüfung – bereits drei
Jahre Berufserfahrung in der Privatwirt-
schaft aufzuweisen. 

Seine politische Laufbahn mit einem bun-
desweiten Netzwerk hat er von der Schü-
ler Union über die Junge Union als Kreis-,
Bezirks- und Landesvorsitzender bis zu
CDU-Bezirks-, Landes- und Bundesgre-
mien kontinuierlich aufgebaut. Diese Lauf-
bahn in Berlin fortzusetzen, das strebt
Steffen Bilger an, seit er vor einem Jahr
von den CDU-Mitgliedern nach einem
wechselvollen und spannenden Auswahl-
verfahren zum Bundestagskandidaten ge-
kürt wurde. Das Direktmandat des verwai-
sten Wahlkreises Ludwigsburg will er für
die CDU wieder zurückerobern, wie es
einst Matthias Wissman im Jahr 1976 aus
dem Stand gelang. Für die Menschen im
(Wahl-)Landkreis Ludwigsburg  will er sich
mit ganzer Kraft einsetzen.

Seine Überzeugungen und Positionen
stellt Steffen Bilger in seinem politischen
Profil ausführlich dar, sein Werteverständ-
nis orientiert sich an den Grundsätzen der
Menschenwürde. Weltoffen und heimat-

verbunden sieht er sich selbst, Matthias
Wissmann bescheinigte ihm genügend ju-
gendliches Temperament und Erfahrung,
um den Wahlkreis gut in Berlin zu vertre-
ten. 

Mitten im Wahlkampf, den er nach eigener
Aussage am Tag nach der Nominierung be-
gann, stand er dem Treffpunkt Rede und
Antwort.

Treffpunkt: Herr Bilger, am 18.Juli 2008
wurden Sie von den CDU-Mitgliedern als
Bundestagskandidat für den Wahlkreis Lud-
wigsburg nominiert. Wer oder was hat Sie
zur Kandidatur bewogen?

Steffen Bilger: Nach dem doch recht über-
raschenden Ausscheiden von Matthias
Wissmann aus dem Bundestag gab es viele
Interessenten an seiner Nachfolge aus
dem Kreisverband und aus dem Wahlkreis.
Aber es gab CDU-Mitglieder, die den Ein-
druck hatten, dass weitere Kandidaturen
auch noch sinnvoll sein könnten. Darauf-
hin wurde ich angesprochen, ob ich mir
diese Herausforderung vorstellen könnte
und ich habe mich nach reiflicher Überle-
gung zur Kandidatur entschlossen.

Treffpunkt: Bis zur Nominierung waren Sie
– außer bei der Jungen Union – im Wahlkreis
relativ unbekannt. Was haben Sie unternom-
men, um Ihren Bekanntheitsgrad zu stei-
gern?

Steffen Bilger: Ich bin froh, dass die Nomi-
nierung so früh war. Das gab mir über ein
Jahr Zeit, richtig viele Termine, bis jetzt
etwa 350, wahrzunehmen. Ich habe be-
wusst darauf gesetzt, zunächst die CDU im
Wahlkreis noch besser kennen zu lernen
und später, nachdem die Kontakte in die
CDU sehr gut geworden sind, habe ich
mich darauf konzentriert, auf Vereine, Ver-
bände und bestimmte Gruppierungen zu-
zugehen, um mein Netzwerk weiter zu ver-
größern. Ich habe darauf geachtet, dass
ich möglichst viele Menschen erreiche.
Von den Ortsverbänden bekam ich sehr
viel Unterstützung, sodass ich in allen Ge-
meinden im Wahlkreis auf Vereinsfeste,
Stadt- und Dorffeste gegangen bin und mit
sehr vielen Leuten in Kontakt kam.

Treffpunkt: Hat sich Ihr Leben seit der No-
minierung verändert?

Steffen Bilger: Auf jeden Fall. Bis vor eini-
gen Monaten habe ich noch Vollzeit gear-
beitet und meine Arbeitszeit nun nach und
nach auf 80, 50 und jetzt auf 40 Prozent
reduziert. Allein das ist schon eine große
Veränderung. Meine Aufgaben im Unter-
nehmen habe ich weitgehend an andere
Mitarbeiter weitergegeben, um Zeit für
den Wahlkampf zu haben. Wenn ich jetzt
als Kandidat im Wahlkreis unterwegs bin,
stelle ich immer wieder fest, dass ich unter
besonderer Beobachtung stehe und wenn
man das erste Mal an seinem eigenen Pla-
kat vorbeifährt, ist es schon ein seltsames
Gefühl. Aber ich wusste ja, worauf ich
mich einlasse und daher sind fast alle Ver-
änderungen auch sehr positiv. 

Treffpunkt: Sie wohnen seit kurzem in Lud-
wigsburg. Wie kam dies zustande?

STEFFEN BILGER – 
FÜR LUDWIGSBURG NACH BERLIN

Ein Interview mit dem Bundestagskandidaten

CDU-Kandidat Steffen Bilger (mi.) mit den Interview-

partnern Peter Schmid und Ingeborg Choeb
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Steffen Bilger: Freundlicherweise haben
mich mehrere Ortsverbandsvertreter ge-
fragt, ob ich nicht in ihrer Gemeinde woh-
nen will, aber es war für mich immer klar,
dass ich nach Ludwigsburg ziehen werde.
Zum einen ist Ludwigsburg eine absolut le-
benswerte Stadt mit einer hohen Lebens-
qualität – ich war, lange bevor ich mir Ge-
danken über eine Kandidatur gemacht
habe, schon häufig in Ludwigsburg – zum
anderen ist es das Zentrum des Wahlkrei-
ses und es finden sich hier alle Zielgrup-
pen. Wir haben sehr viele Senioren, wir ha-
ben auch viele junge Wähler gerade durch
die verschiedenen Hochschuleinrichtun-
gen, daher spricht insgesamt alles für Lud-
wigsburg.

Treffpunkt: Welchen Eindruck haben Sie
vom Wahlkreis, wie fühlen Sie sich mittler-
weile hier?

Steffen Bilger: Es ist ein absolut reizvoller
Wahlkreis, wirtschaftlich sehr stark mit ei-
ner sehr selbstbewussten Bevölkerung in
der Stadt Ludwigsburg und im gesamten
Wahlkreis, beeinflusst von der Region und
von Stuttgart, sehr dicht besiedelt und
dennoch geprägt von einer schönen Land-
schaft. Im Unterschied zu vielen anderen
Wahlkreisen habe ich nur 15 Gemeinden zu
betreuen, andere Kandidaten haben drei-
oder viermal so viele Kommunen in ihrem
Bereich. Diese Struktur ist aber auch ein
Vorteil, weil man sich um die anstehenden
Themen richtig kümmern kann. Man darf
als CDU natürlich auch nicht vergessen,
dass dieser Wahlkreis eine andere Heraus-
forderung bedeutet als zum Beispiel ein
Wahlkreis in Oberschwaben, wo die CDU
immer 50 plus x Prozent sicher hat. Um
den Wahlkreis Ludwigsburg muss man als

CDU-Kandidat vor und auch nach der Wahl
richtig kämpfen.

Treffpunkt: Welche Wählergruppen spre-
chen Sie besonders an, welche wollen Sie er-
reichen?

Steffen Bilger: Für alle CDU-Kandidaten
ist die ältere Generation die Hauptziel-
gruppe, bei der Europawahl haben bei-
spielsweise mehr als 50 Prozent dieser Al-
tersgruppe CDU gewählt. Hinzu kommt
die höhere Beteiligung dieser Wähler. Hier
sehe ich für mich auch deshalb ganz be-
sondere Chancen, weil ich merke, dass ich
als junger Kandidat bei den Älteren eher
Vorteile genieße. Dann will ich natürlich
die jungen Wähler, die Erstwähler insge-
samt, ansprechen. 

Es gibt noch viele weitere Zielgruppen, die
mir wichtig sind: Mittelstand, Ärzte, Land-
wirte, bei diesen drei Gruppen sehe ich für
die CDU gerade große Probleme. Ich gehe
auch ganz bewusst zu auf Kirchengemein-
den, kirchliche und diakonische Einrich-
tungen, wie die Karlshöhe, wo ich schon
häufig zu Gesprächen war. Schwerpunkte
versuche ich aber auch bei Wählergruppen
zu setzen, die die CDU viel zu selten im
Blick hat, wie zum Beispiel die griechische
oder die italienische Gemeinde.

Treffpunkt: Der Wahlkampf kostet viel Geld.
Wie finanzieren Sie diese Kosten?

Steffen Bilger: Im Gegensatz zu Kandida-
ten anderer Parteien, die pauschal von ih-
rer Bundespartei Zuweisungen erhalten,
muss ein CDU-Kandidat den Wahlkampf
komplett selbst finanzieren. Ich freue
mich, dass ich bisher schon sehr gute Un-

terstützung erfahren habe, auch was die
Finanzen anbelangt von Freunden und För-
derern aus der CDU und von außerhalb,
sodass ich nicht nur einen engagierten,
sondern auch einen professionellen Wahl-
kampf führen kann. Allerdings bin ich
überzeugt, dass es nicht angebracht wäre,
jetzt in dieser Zeit teure Wahlkampfprä-
sente zu verteilen, ich glaube, da kann eine
gewisse Bescheidenheit eher positiv wir-
ken.

Treffpunkt: Wie schätzen Sie Ihre Chancen
ein, den Wahlkreis zu gewinnen, nachdem
Sie einen gewissen Eindruck über Mitbürger,
Gruppierungen, Vereine gewinnen konnten?

Steffen Bilger: Aus jetziger Sicht bin ich
sehr zuversichtlich, ich weiß aber auch,
dass es eine große Herausforderung be-
deutet, den Wahlkreis auf Dauer zu si-
chern. Wenn man sich jetzt die Umfrage-
werte und das Wahlergebnis bei der Euro-
pawahl von SPD und Grünen im Wahlkreis
anschaut, die dann doch sehr deutlich hin-
ter der CDU lagen, und wenn ich an die Re-
sonanz denke, die ich aus der Bevölkerung
bekomme, kann ich schon sehr zuversicht-
lich dem Wahltag entgegenschauen. Aber
für mich ist klar, dass ich um jede Stimme
kämpfen werde, auch wenn ich weiß, dass
man als Kandidat nur einen kleinen Teil der
Wähler in einem Wahlkreis persönlich er-
reichen kann.

Treffpunkt: Warum glauben Sie der geeigne-
te Kandidat zu sein?

Steffen Bilger: Diese Frage müssen Sie zu-
nächst mal den Mitgliedern stellen, die
mich nominiert haben. Ich denke aber,
dass ich – obwohl ich ein junger Kandidat
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bin – schon viel politische Erfahrung mit-
bringen kann, allein durch meine Tätigkeit
in der Jungen Union und in den Vorstän-
den der CDU auf Landes- und Bezirksebe-
ne. Ich weiß, wie man auf Menschen zu-
geht und kann deswegen auch einen enga-
gierten Wahlkampf führen. Es ist für mich
klar, dass ich nicht nur vor der Wahl viel
präsent sein will, sondern auch danach, die
Menschen sollen sich bei mir gut aufgeho-
ben fühlen mit ihren Sorgen und Proble-
men. Deshalb hoffe ich, der geeignete
Kandidat zu sein, der den Wahlkreis enga-
giert in Berlin vertreten wird.

Treffpunkt: Abschließende Frage: Wie groß
wird am Sonntag, 27. September 2009, 18
Uhr, im Konrad-Adenauer-Haus zu Berlin der
Jubel ausfallen?

Steffen Bilger: Ich bin wirklich davon
überzeugt, dass es reichen wird für
schwarz/gelb. Ich setze sehr darauf, dass
wir als CDU doch noch an die 40 Prozent
herankommen, sie im besten Fall übertref-
fen, vor allem hier in Baden-Württemberg.
Ich bin zuversichtlich, dass wir es schaffen,
die Große Koalition zu beenden, um dann
eine bürgerliche Regierung mit einem
möglichst hohen CDU-Anteil bilden zu
können.

Treffpunkt: Herr Bilger, wir danken für die-
ses ausführliche Gespräch, wünschen einen
erfolgreichen Wahlkampf und freuen uns, Sie
in der nächsten Ausgabe mit einem Beitrag
aus Berlin als Bundestagsabgeordneter des
Wahlkreises Ludwigsburg wiederzutreffen.

Das Gespräch führten Ingeborg Choeb und
Peter Schmid

POLITIK UND POSITIONEN

Treffpunkt: Was fasziniert Sie generell an
Politik?

Steffen Bilger: Das faszinierende an der
Politik ist vor allem, dass man wirklich et-
was Positives für die Menschen bewegen
kann, dass man für Überzeugungen ein-
treten, andere für sich oder für Themen
gewinnen kann. Das macht für mich
schon viel von der Faszination der Politik
aus.

Treffpunkt: Beschreiben Sie die Ihnen wich-
tigen politischen Schwerpunkte.

Steffen Bilger: Bisher in der Tätigkeit bei
der Jungen Union war klarer Schwerpunkt
für mich schon immer die Generationen-
gerechtigkeit. Generationengerechtigkeit
hängt oft mit den Finanzen zusammen,

deshalb liegt mir das Thema Haushalts-
konsolidierung besonders am Herzen. Die-
ses Thema ist absolut entscheidend, wenn
es um die Zukunft geht. Da heißt es auch
mal hinzustehen und eine klare Linie zu
vertreten, zum Beispiel bei den ganzen
Wünschen, die an einen jetzt im Wahl-
kampf herangetragen werden: sei es die
Abschaffung der Studiengebühren, Erhö-
hungen von Sozialleistungen, umfangrei-
che Steuersenkungen usw. 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist für mich
die Umweltpolitik unter dem Stichwort
„Bewahrung der Schöpfung“: welche Um-
welt hinterlassen wir den kommenden Ge-
nerationen? Die CDU hat, glaube ich, er-
kannt, dass wir dieses Thema nicht den
Grünen überlassen sollten. Hier bieten
sich für unsere Wirtschaft Chancen, jetzt
und in der Zukunft viele Arbeitsplätze zu
gewinnen.

STEFFEN BILGER – INHALT IM FOKUS
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Diese beiden Schwerpunkte finden sich
auch als tragende Säulen im CDU-Wahl-
programm wieder. Für den Wahlkreis sind
wirtschafts- und verkehrspolitische The-
men sehr wichtig. Daher nehmen diese Be-
reiche für mich auch eine bedeutende Rol-
le ein.

Treffpunkt: Gibt es für Sie ein politisches
Schlüsselerlebnis, das Sie in die Arme der Po-
litik getrieben hat? 

Steffen Bilger: Ich war einmal mit meinen
Eltern in der DDR. Obwohl ich damals
noch ein Kind und sehr jung war, war es
der Urlaub, an den ich mich noch am be-
sten erinnern kann, weil ich es so erschrek-
kend fand, an der Grenze die ganzen Ab-
sperrungen zu sehen. Als die Mauer gefal-
len ist und 1990 die Deutsche Einheit kam,
hat das schon früh mein politisches Inter-
esse geweckt. Wir haben zu Hause immer
viel diskutiert und irgendwann hat es sich
durch meine Arbeit im Stadtjugendring er-
geben, dass ich Kontakt zur Jungen Union
bekam und dann auch dort eingetreten
bin.

Treffpunkt: Wenn Sie das als Schlüsselerleb-
nis schildern, traut man sich kaum, nach Ih-
rem politischen Vorbild zu fragen … ?

Steffen Bilger: … wobei ich mich immer et-
was schwer tue mit der Benennung eines
politischen Vorbildes. Ich denke, jeder Po-
litiker hat viele positive, auch vielleicht
manche negative Seiten. Aber wenn ich
mir hier im Wahlkreis den Einsatz für die
Menschen, wie ihn Annemarie Griesinger
geleistet hat, ansehe, kann ich daran viel
Vorbildliches finden. Die Sachkompetenz
von Matthias Wissmann ist genauso vor-

bildlich. Also denke ich, es ist eine Mi-
schung aus vielen positiven Beispielen, die
ich auch und gerade in der CDU kennen
gelernt habe.

SOZIALE WERTE – SOZIALE
MARKTWIRTSCHAFT

Treffpunkt: Wir lesen in Ihrer Homepage un-
ter „Persönliches“, dass Ihr Vater auf der
Karlshöhe in Ludwigsburg studiert hat und
jetzt in der Obdachlosenarbeit tätig ist und
Ihre Mutter als Erzieherin arbeitet. Welche
sozialen Werte haben Sie vom Elternhaus
vermittelt bekommen?

Steffen Bilger: Zunächst geht vieles, was
mir wichtig ist, aus dem christlichen Men-
schenbild hervor. Deshalb bin ich auch in
der CDU aktiv und nicht in einer anderen
Partei. Ich habe über die Themen, mit de-
nen sich meine Eltern in ihren Berufen be-
schäftigen, einen Eindruck von Problemen
bekommen, die es nun einmal gibt. Werte
wie Nächstenliebe und damit die Hilfe für
die Schwachen sind mir wichtig. Es gilt
aber auch, Leistung einzufordern und
nicht nur immer nach den anderen oder
nach dem Staat zu rufen.

Treffpunkt: Seit Herbst 2008 haben wir es
mit einer Wirtschaftskrise, einer Rezession,
zu tun, die nun langsam beendet sei, sagt
man. Wo sehen Sie – was die Lehren aus die-
ser Krise angeht – die Grenzen der Markt-
wirtschaft? Welches Regelwerk muss eta-
bliert werden, um zukünftig einen solchen
Zusammenbruch zu erschweren? Wo sehen
Sie die Marktwirtschaft des 21. Jahrhun-
derts?

Steffen Bilger: Wir haben sicherlich viel
gelernt aus der Vergangenheit und profi-
tieren davon jetzt in der Krise. Unterneh-
men haben Entlassungen vermieden und
die Kurzarbeit genutzt und dies im Kon-
sens zwischen den Unternehmen, den Ge-
werkschaften und den Arbeitnehmern. In
Baden-Württemberg hat uns die Krise so
stark getroffen wie kein anderes Bundes-
land aufgrund unserer Industrie- und Mit-
telstandsstruktur, wir werden dafür aber
auch vom Aufschwung umso stärker profi-
tieren. 

Die Wirtschaft hat auch gelernt, den jun-
gen Leuten nicht ihre Perspektiven da-
durch zu nehmen, dass sie keine Uni-Ab-
solventen mehr einstellt oder ihre Auszu-
bildenden nicht mehr übernimmt. Manche
Unternehmen – wie beispielsweise
TRUMPF in Ditzingen – haben sogar ganz
gezielt gerade jetzt jungen Menschen
neue Chancen eröffnet. 

Ich höre bei meinen Firmenbesuchen im
Wahlkreis mittlerweile überwiegend, dass
bei den Unternehmen wieder ein leichter
Aufschwung zu verspüren ist, aber natür-
lich wird es noch lange dauern, bis wir wie-
der auf dem Niveau wie vor der Krise sind,
weil wir überdurchschnittlich lang sehr
gute Jahre hatten. Man wird sicher erst in
ein paar Jahren beurteilen können, wie gut
und wirksam die Maßnahmen, die getrof-
fen wurden, wirklich waren. Es gibt inter-
nationale Studien, die sagen, dass die Kon-
junkturprogramme in Deutschland die er-
folgreichsten waren. Der Konsum hat sich
ja stabil gehalten, das liegt sicher auch an
der Stimmung, die insgesamt geherrscht
hat, und das hat uns jetzt auch ein gutes
Stück durch die Krise getragen. 
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Dann müssen wir auf jeden Fall aus der
Krise Lehren für die Bankenwelt ziehen.
Da habe ich schon die Sorge, dass sich in
fünf Jahren vielleicht nichts wirklich ver-
ändert hat, das darf nicht sein. Hier sind
aber nicht nur die europäischen Staaten
oder die G-8-Ebene gefordert, sondern
das muss auf der G-20-Ebene entschieden
werden und ich hoffe und setze sehr dar-
auf, dass Angela Merkel an diesem Thema
entschieden dran bleibt. Es darf wirklich
nicht mehr zu diesem unmoralischen Trei-
ben wie milliardenschwere Luftbuchun-
gen oder zum Getreidehandel, der die
achtfache Menge des wirklich vorhande-
nen Getreides auf der Erde umfasst, kom-
men. Da müssen definitiv Lehren gezogen
werden. 

Ansonsten hat sich unsere Soziale Markt-
wirtschaft sehr stark bewährt, wenn man
sich die Arbeitslosenzahlen anschaut, die
bei uns immer noch sehr gering sind. Wir
haben in anderen Ländern, wo es keine
Kurzarbeit gibt, Arbeitslosenzahlen bis zu
20 Prozent und eine Jugendarbeitslosig-
keit, die extrem hoch ist, während wir in
Baden-Württemberg immer noch bei vier
Prozent Jugendarbeitslosigkeit und zurzeit
hier im Landkreis bei fünf Prozent Arbeits-
losigkeit sind. 

Letztendlich hat sich in den letzten Mona-
ten erneut gezeigt, dass unsere Soziale
Marktwirtschaft das richtige System ist,
um eine solche Krise abmildern zu können.
Für uns als CDU ist im Wahlkampf wichtig,
dass wir nicht Themen zuspitzen, die die
Gesellschaft spalten könnten, sondern
dass wir den gesellschaftlichen Konsens
weiter im Sinne der sozialen Marktwirt-
schaft gestalten.

ABGEORDNETENTÄTIGKEIT
UND ZEITAUFWAND

Treffpunkt: Welche Vorstellung haben Sie
von einer Arbeit in Berlin zeitlich gesehen,
welche inhaltliche Position würden Sie in der
Fraktion einnehmen? 

Steffen Bilger: Während meines Studiums
machte ich ein sehr lehrreiches Praktikum
im Bundestag. Alleine zu sehen, welche
Stapel von 40-50-60 cm Post jeden Tag auf
dem Schreibtisch landen, war eine interes-
sante Erfahrung. Zeitlich bedeutet die Ab-
geordnetentätigkeit, dass man etwa die
Hälfte des Jahres, von Montag bis Freitag,
in Berlin sein wird. Montagabend geht es
mit der Landesgruppensitzung los, am
Freitag, je nachdem wie lange die Sitzun-
gen dauern, kann man sich auf den Heim-
weg machen. Ein Abgeordneter ist also re-
lativ lange Zeit in Berlin gebunden, was lei-
der von der Präsenzzeit im Wahlkreis ab-
geht.

Die Wahlkreiswochen kann man weitest-
gehend selbst organisieren und planen, als
Abgeordneter hat man durchaus die Chan-
ce, sich wirklich richtig um den Wahlkreis
zu kümmern. Ich bin sehr darauf gespannt,
wie viel Zeit für Wahlkreis-Termine bleiben
wird, was für mich sehr wichtig ist.
Mit Sicherheit hat man als Abgeordneter
eine Sieben-Tage-Woche, man kann sich
nicht am Freitag ins Wochenende verab-
schieden, sondern hat auch dann noch vie-
le Verpflichtungen, aber darauf stelle ich
mich ein. Jetzt im Wahlkampf sind sicher-
lich 95 Prozent der Termine sehr positiv
und diese Aufgaben machen mir Spaß.
Durch meine JU-Tätigkeit bin ich es zudem
gewohnt, auch am Wochenende viele Ter-

mine wahrzunehmen. Es ist aber wichtig,
dass man sich gewisse Freiräume erhält
und auch noch Zeit hat, immer wieder ein
bisschen zur Ruhe zu kommen.

Was die inhaltliche Arbeit in den Aus-
schüssen anbelangt habe ich mir sagen las-
sen, dass man als Neuling zwar Wünsche
äußern kann, aber sich dann letztendlich
doch hinten anstellen muss. Wenn ich mir
die Schwerpunkte aussuchen dürfte, wür-
de ich am liebsten die Haushaltspolitik
wählen, ansonsten interessiert mich ein
weites Feld von Wirtschaft, Verkehr bis hin
zu Umwelt, aber das muss ich einfach auf
mich zukommen lassen.

Treffpunkt: Es gibt in Berlin auch die Grup-
pe der jungen Abgeordneten. Haben die spe-
zielle Themen?

Steffen Bilger: Auch die jungen Abgeord-
neten sind jeweils in die Ausschussarbeit
eingebunden und kümmern sich um ihre
Wahlkreise. Aber es gibt natürlich The-
men, die junge Abgeordnete immer beson-
ders interessieren oder auf die sie beson-
ders angesprochen werden. Alle Fragen
der Generationengerechtigkeit, alles was
mit der Zukunft in ein paar Jahrzehnten zu
tun hat, ist da natürlich von besonderem
Interesse.

AKTUELLE THEMEN

Treffpunkt Thema Rente: In der „Welt am
Sonntag“ vom 05.07.2009 hat ein recht erbo-
ster Redakteur unter „Der Generationenver-
trag ist hiermit gekündigt“ geschrieben, dass
die Unter-Vierzig-Jährigen von den Älteren
keine Kompromisse mehr zu erwarten hätten
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und dass die nach 1970 Geborenen dagegen
in sarkastisches Gelächter ausbrechen, wenn
sie an ihre künftige Rente oder die Gesund-
heitsvorsorge denken. Was sagen Sie dieser
Wählergruppe, von der Sie ja selbst alters-
mäßig nicht so weit entfernt sind?

Steffen Bilger: Jede Generation hat ihre
Vor- und Nachteile. Verglichen mit der Ge-
neration meiner Großeltern, die Kriege er-
lebt hat, geht es uns in Friedenszeiten rich-
tig gut, auch wenn die wirtschaftliche oder
finanzielle Lage nicht so rosig ist wie bei
der Generation vor vielleicht 20 Jahren.
Jede Generation muss einfach akzeptie-
ren, dass es immer Positives und Negati-
ves gibt und man nicht für jeden den glei-
chen Standard erwarten kann. Deswegen
sollten wir auch gar nicht so viel ins Jam-
mern kommen. 

In meiner Generation ist die Stimmung
einfach so, dass die Leute sich bewusst
sind, eine schlechtere Altersversorgung zu
haben, als es heute der Fall ist. Wir werden
wahrscheinlich auch später in Rente ge-
hen, aber wir wissen das. Wir müssen die-
se Herausforderung annehmen, das Beste
daraus machen und nicht immer ins La-
mentieren kommen, weil schließlich die äl-
tere Generation, die jetzt da ist, auch viel
geleistet hat, auf dem wir heute aufbauen
können.

Treffpunkt THEMA UMWELT UND ENER-
GIE: Atomkraftwerke sind ein Thema rund
um uns herum. Man hat den Eindruck, AKWs
werden ohne Ende gebaut und angeblich ist
Deutschland das einzige Land ohne Konsens.
Wie sehen Sie die Entwicklung der Energie-
politik? Woher beziehen wir zukünftig unse-
re Energie?

Steffen Bilger: Bei dieser Frage lassen sich
Unterscheidungsmerkmale deutlich fest-
machen zwischen einer schwarz/gelben
und einer linken Regierung. Ich weiß, dass
es eine harte Diskussion für die CDU ist,
aber die müssen wir durchstehen. Unsere
Mitbewerber konnten bei den Veranstal-
tungen, die ich bis jetzt im Wahlkreis hat-
te, zwar viel an die Ängste, die es vor der
Kernkraft gibt, appellieren, aber letztend-
lich können die Mitbewerber nicht die Fra-
ge beantworten, wo wir unseren Strom in
Zukunft herbekommen sollen, wenn wir
einfach unsere Atomkraftwerke abschal-
ten. 

Sicher, wir haben das Problem der Endla-
gerung bisher nicht gelöst und wir haben
ein gewisses Restrisiko, weshalb die CDU
auch gegen den Neubau von Kernkraft-
werken in Deutschland ist, aber man muss
auch klar sagen, die Alternativen sind, dass
wir vom Stromexporteur zum Stromimpor-
teur werden. Aber wollen wir, dass Frank-
reich – mit neuen Kernkraftwerken direkt
an unserer Grenze – oder andere Länder in

Zukunft noch mehr teuren Strom nach
Deutschland verkaufen können oder wir
noch abhängiger werden von Osteuropa?
Diese Frage muss auch im Wahlkampf
noch deutlicher zugespitzt werden, weil
andere Parteien keine Alternativen anbie-
ten können. 
Klar sind wir und bin ich für den Ausbau
der erneuerbaren Energie. Doch trotz der
Erfolge, die bisher erzielt werden konnten,
wird es noch sehr lange dauern, bis
Deutschland einen wirklichen Ersatz für
die bisherigen Energieerzeugungsformen
durch erneuerbare Energien erzielen wird. 

Treffpunkt: Was würde eine Laufzeitverlän-
gerung bedeuten und welche Kernkraftwerke
in Baden-Württemberg sind betroffen?

Steffen Bilger: Ich vertrete aus Überzeu-
gung die CDU-Position gegen den Neubau
von Kernkraftwerken, bin aber für eine
Laufzeitverlängerung. Das wird uns Zeit
geben, Alternativen weiterzuentwickeln.
Ich ärgere mich, dass immer wieder der
gleiche Vorwurf von SPD oder Grünen



POLITIK AKTUELL – BUNDESTAGSWAHL

16 Treffpunkt September 2009 www.cdu-ludwigsburg.de

kommt, wir wollten das durch die Laufzeit-
verlängerung erwirtschaftete Geld einfach
den Energieunternehmen überlassen. Un-
sere Position ist, dass die Energieunter-
nehmen die Hälfte des Gewinns, den sie
durch die Laufzeitverlängerung erzielen, in
die erneuerbaren Energien investieren
müssen, auch damit können wir noch mal
einen zusätzlichen wirtschaftlichen Schub
erzielen.

Neckarwestheim und Philippsburg sind
unsere Kraftwerke, die in Betrieb sind.
Wir haben in Baden-Württemberg mit
den meisten Strom aus Kernkraft, weil wir
– anders als im Ruhrgebiet – nicht so viel
Kohle verfeuern, auch nicht Windkraft
nutzen können wie in Norddeutschland,
also betrifft uns der rot-grüne Atomaus-
stieg ganz besonders.

Treffpunkt: Wie ist sichergestellt, dass die-
ser Gewinn dann tatsächlich in die For-
schung und Entwicklung erneuerbarer
Energien fließt und wer überwacht das?

Steffen Bilger: Wir haben jetzt den
Atomkonsens als eine Vereinbarung, die
zwischen Bundesregierung und den Ener-
gieunternehmen getroffen wurde, das ist
zunächst mal bindend und kann nur
durch eine Neuregelung zwischen Bund
und den Energieunternehmen aufgeho-
ben werden. Das Umweltministerium als
zuständiges Ministerium für die Atom-
kraft müsste eine solche Vereinbarung
überwachen und bei Nichteinhaltung
entsprechende Strafen verhängen. Das
können wir sicherlich seriös durchsetzen.

Treffpunkt THEMA VERKEHR: Stadt und
Wahlkreis Ludwigsburg haben große Pro-
bleme mit dem gesamten Verkehrsaufkom-
men. Welche Verbesserungen glauben Sie in
Berlin erreichen zu können?

Steffen Bilger: Bei den Verkehrsproble-
men im Wahlkreis geht es nicht nur um
die Staus auf den Bundesstraßen oder auf
der Autobahn, sondern auch um das
Lärmproblem an der Autobahn, das in
Ludwigsburg und den umliegenden Ge-
meinden zurzeit stark diskutiert wird.

Hier will ich mich für schnelle und effek-
tive Lösungen einsetzen. Wir brauchen
einfach mehr Mittel für unsere Straßen.
In der LKZ war zu lesen, dass die Staus
auf der A 81 in unserem Bereich um ca. 25
Prozent zugenommen haben, diese Erfah-
rung habe ich oft genug schon selbst ma-
chen können. 

Bei diesen Problemen ist es sehr wichtig,
dass es einen Abgeordneten gibt, der die-
se Themen anspricht und dran bleibt. Wir
sind immer noch ein Ballungszentrum,
wo nach wie vor wirtschaftliches Wachs-
tum und Bevölkerungswachstum
herrscht, und deswegen müssen wieder
mehr Mittel hierher fließen.

Treffpunkt THEMA VERBRAUCHER-
SCHUTZ: Welcher Stellenwert hat für Sie
der Verbraucherschutz?

Steffen Bilger: Der Verbraucherschutz
hat für mich einen hohen Stellenwert. Je-
der Verbraucher will doch zunächst ein-
mal möglichst viele Nahrungsmittel aus
der Umgebung, d.h. wir brauchen eine
starke Landwirtschaft auch hier in unse-
rer Region. Im Wahlkreis Ludwigsburg
gibt es viele Landwirte, die unter schwie-
rigen Bedingungen wertvolle Arbeit lei-
sten, sie brauchen unsere Unterstützung.
Ihre Produkte müssen sie verkaufen kön-
nen. Künstlicher Käse ohne Milch oder
falscher Schinken verursachen bei mir
Unbehagen. Zum Teil ist natürlich auch
der Verbraucher selbst mit Schuld, weil
wir viel zu sehr auf den Preis sehen. Man
kann nicht erwarten, dass alles noch gün-
stiger wird bei gleicher Qualität – wir ha-
ben hier schon die geringsten Lebensmit-
telpreise. <<<
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Am 27. September 2009 entscheiden Sie
darüber, wer den Wahlkreis Ludwigsburg
zukünftig in Berlin vertritt. Auch wenn ich
schon oft darauf angesprochen wurde,
dass ich noch relativ jung sei, kann ich
doch schon einige berufliche, politische
und persönliche Erfahrung vorweisen.
Während meine Eltern mir viele soziale
Werte mitgegeben haben, habe ich mich
nach dem Abitur in Backnang, dem Jura-
Studium in Tübingen und dem anschlie-
ßenden Referendariat am Landgericht
Stuttgart für den Weg in die Wirtschaft
entschieden. Ich bin Rechtsanwalt und ar-
beite nun seit drei Jahren in der Strategie-
abteilung eines Mannheimer Energie-
dienstleistungsunternehmens. Es war mir
wichtig, eine interessante und herausfor-
dernde Aufgabe in der Wirtschaft anzu-
nehmen. 

Schon lange engagiere ich mich vielfältig
im Ehrenamt. Zur Politik bin ich über das
Engagement in der Jugendarbeit und im
Stadtjugendring gekommen. Für mich war
dabei immer klar, dass die CDU mit ihrer
Werteorientierung und mit der erfolgrei-
chen Politik der Sozialen Marktwirtschaft
meine politische Heimat ist. Seit dreizehn
Jahren bin ich nun CDU-Mitglied. Ich habe
mich frühzeitig vor Ort in Backnang enga-
giert und so wurde ich 2001 erstmals
Zweitkandidat des Backnanger Landtags-
abgeordneten Wilfried Klenk. Im Novem-
ber 2006 wurde ich zum Landesvorsitzen-
den der Jungen Union Baden-Württem-
berg gewählt und stehe damit an der Spit-
ze eines Verbands mit 11.300 Mitgliedern.
Durch diese Aufgabe habe ich das politi-

sche Geschäft mit all seinen Facetten ken-
nen gelernt. Sei es das Ringen um Mehr-
heiten, das Eintreten für Überzeugungen,
all das sind Eigenschaften, auf die ein Ab-
geordneter angewiesen ist, wenn er etwas
für seinen Wahlkreis erreichen will. 

DAFÜR STEHE ICH:

In meinem bisherigen politischen Engage-
ment hat mich immer besonders der Ein-
satz für Generationengerechtigkeit und
für eine nachhaltige Politik geprägt. Aus-
gehend von einem christlichen Wertever-
ständnis will ich mich mit ganzer Kraft für
die Menschen im Wahlkreis Ludwigsburg
einsetzen. 

MEINE ÜBERZEUGUNGEN 
ZU EINZELNEN 
POLITIKBEREICHEN: 

Arbeit als Voraussetzung 
sozialer Gerechtigkeit 

Es ist ein Kernstück der Sozialen Markt-
wirtschaft, allen arbeitsfähigen Menschen
Arbeit zu bieten. Arbeitslosigkeit steht der
Entwicklung des Einzelnen, der Familie
und damit der Gesellschaft entgegen. Von
sozialer Gerechtigkeit zu sprechen heißt,
dafür zu sorgen, dass jeder angemessene
Arbeit findet. In Zeiten der Wirtschaftskri-
se müssen wir darauf achten, dass Arbeits-
und Ausbildungsplätze erhalten bleiben.
Die Unternehmen, Gewerkschaften und
Arbeitnehmer sind mit der gegenwärtigen
Situation bislang sehr verantwortungsbe-

wusst umgegangen. Diesen positiven Um-
gang müssen wir auch dann erhalten,
wenn der Aufschwung weiter auf sich war-
ten lässt. 

Bildung als unser 
wichtigster Rohstoff

Wissen und Verständnis für technische,
wirtschaftliche und kulturelle Zusammen-
hänge sind kein Selbstzweck. Ohne Bil-
dung entsteht nichts Neues, verlieren Kul-
tur und Wissenschaft. Ganz wichtig dabei:
Begabungen müssen sich entfalten kön-
nen, unabhängig von sozialer Herkunft
oder Einkommen. Trotz aller Kritik an un-
serem Bildungssystem bietet es den jun-
gen Menschen in Baden-Württemberg
gute Startchancen, die sie in anderen Bun-
desländern und in anderen europäischen
Ländern nicht hätten.

Christliche Werte als Richt-
schnur politischen Handelns 

Je schneller sich Gesellschaft und Wirt-
schaft wandeln, desto wichtiger wird die
Besinnung auf das Wesen des Menschen.
Das christliche Verständnis des Menschen
garantiert dessen Würde und Wert. Eine
Politik, die sich an christlichen Werten ori-
entiert, ist gut für alle Menschen. Diesen
Werten fühle ich mich verpflichtet.

Für ein zukunftsfähiges 
Energiekonzept

Mit Energie beschäftige ich mich jeden Tag
in meinem Beruf. Vor allem erneuerbare
Energien und Energieeffizienz stehen da-
bei für mich im Mittelpunkt. Wenn wir
wirklich nachhaltige Politik machen wol-

STEFFEN BILGER – ZU MEINER PERSON
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len, müssen wir konsequenter Energie spa-
ren und mit aller Kraft zukunftsfähige –
das heißt: nachhaltige – Energiequellen er-
schließen. Die Herausforderungen sind
groß: Es würde uns in eine Abhängigkeit
führen, noch mehr auf ausländische Öl-,
Gas- oder Stromlieferungen zu setzen.
Energie muss bezahlbar bleiben und ihre
Erzeugung darf den Klimawandel nicht be-
schleunigen.

Europa als Garant 
des Friedens

Die europäische Einigung hat uns Frieden
gebracht und Wohlstand gesichert.
Deutschland war schon früh ein Motor der
europäischen Integration. Europa darf sich

nicht von den Bürgern entfernen und natio-
nale Interessen müssen gewahrt bleiben.

Für Familien

Aus der Familie heraus erneuert und ent-
wickelt sich unsere Gesellschaft. Wirt-
schaftlicher und gesellschaftlicher Wandel
können dieses Fundament des Staates ge-
fährden. Ehe und Familie brauchen des-
halb Schutz und Förderung.

Für ausgeglichene Haushalte

Die Schuldenmacherei auf Kosten kom-
mender Generationen muss aufhören. Die
Bundesregierung hat vor der Krise nicht
genügend getan, um ohne neue Schulden
auszukommen. Ich möchte mich beson-
ders dafür einsetzen, dass die weitere Ver-
schuldung aufhört. Es geht darum, mittel-
fristig Schuldenberge abzutragen und
nicht immer neue Schulden zu machen, die
unsere Spielräume in der Zukunft ein-
schränken.

Für Fortschritt 
durch Innovation

Wenn Deutschland seine Rolle als führen-
de Industrienation behalten will, muss es
ständig Neues entwickeln und auf die
Märkte bringen. Deshalb müssen For-
schung und Entwicklung vorangetrieben
und gefördert werden. Besonders auf den
Gebieten Mobilität, Energieversorgung,
Gesundheit und Sicherheit.

Für Sicherheit im Inneren

Dass wir uns in Deutschland sicher bewe-
gen können, ist ein hohes Gut. Links- und

Rechtsextremisten, Islamisten und andere
gefährden unsere Sicherheit und die Bru-
talität von vielen Straftätern wird immer
extremer. Unsere Polizei braucht die tech-
nische und personelle Ausstattung, um die
innere Sicherheit weiterhin garantieren zu
können. 

Für bessere Integration

Dauerhaft in Deutschland lebende Auslän-
der müssen integriert werden. Dabei steht
die Gesellschaft in der Pflicht, aber auch
unsere ausländischen Mitbürger sind in
der Pflicht, unsere Sprache zu lernen und
unsere Gesellschaftsordnung zu akzeptie-
ren und zu respektieren.

Für eine zeitgemäße und 
faire Landwirtschaftspolitik

Landwirte leisten mehr, als Nahrungsmit-
tel zu erzeugen. Längst pflegen sie auch
die Landschaft und bauen Energiepflanzen
an. Landwirtschaftspolitik muss diesem
Bedeutungswandel gerecht werden. Ziel
ist die umweltschonende und dennoch
wettbewerbsfähige Tier- und Pflanzenpro-
duktion. Gleichzeitig müssen wir die kultu-
relle Bedeutung der Landwirte für den
ländlichen Raum anerkennen. Landwirte
müssen für die wertvollen Güter, die sie
produzieren, angemessen bezahlt werden.
Was der Staat in einer Marktwirtschaft
hierfür beeinflussen kann, sollte er tun.

Für Menschenrechte

Nicht zuletzt aus dem christlichen Men-
schenbild ergibt sich die Pflicht, für Men-
schenrechte einzutreten. Und zwar überall
auf der Welt. Es gibt nichts, wofür elemen-

Steffen Bilger und Stadtrat Reinhold Noz (2.v.r.) 

im Gespräch mit Bürgern



POLITIK AKTUELL – BUNDESTAGSWAHL

www.cdu-ludwigsburg.de Treffpunkt September 2009 19

tare Menschenrechte als Preis bezahlt
werden müssten.

Für eine soziale und 
ökologische Marktwirtschaft

Ungebremster Kapitalismus schadet dem
Zusammenleben und der Natur. Die Sozia-
le Marktwirtschaft hat gesellschaftlich
verantwortliches Wirtschaften ermöglicht.
Jetzt muss es uns gelingen, Ökonomie und
Ökologie zu versöhnen.

Für Verbraucherschutz

Längst ist das Angebot von Produkten und
Dienstleistungen so unübersichtlich, dass
auch mündige Verbraucher nicht immer
das für sie Richtige, Sichere, Gesunde oder
Vorteilhafte finden. Es ist wichtig dafür zu
sorgen, dass Hersteller und Händler, aber
auch Anbieter medizinischer und finanz-
technischer Dienstleitungen keine Ge-
schäfte auf Kosten der Verbraucher ma-
chen.

Für eine moderne 
Verkehrsinfrastruktur

Menschen wollen die Möglichkeit zu Mo-
bilität, die Wirtschaft braucht sie unbe-
dingt. Moderne Verkehrspolitik erfüllt die
individuellen, gesellschaftlichen Bedürf-
nisse nach freier und schneller Bewegung
mit Rücksicht auf Lärm- und Schadstoffbe-
lastung, Natur- und Umweltschutz. Starke
Regionen wie der Wahlkreis Ludwigsburg
benötigen Unterstützung, um sich weiter-
entwickeln zu können. Bundesstraßen und
die Autobahn im Wahlkreis benötigen
dringend Mittel, um die Region vom Stau
zu befreien. <<<

POLITISCHE 
STATIONEN

1996 Beitritt in die CDU und Junge 
Union

1997 Wahl zum Kreisvorsitzenden der
Schüler Union Rems-Murr

1998 Wahl zum Landesvorsitzenden der
Schüler Union Baden-Württemberg

1998 Wahl zum Bundesgeschäftsführer
der Schüler Union Deutschlands

2000 Nominierung zum Zweitkandida-
ten im Landtagswahlkreis Backnang

2001 Wahl zum Kreisvorsitzenden der
Jungen Union Rems-Murr

2002 Wahl zum Bezirksvorsitzenden der
Jungen Union Nordwürttemberg

2005 Wahl zum Bezirkspressesprecher
der CDU Nordwürttemberg

2006 Wahl zum Landesvorsitzenden der
Jungen Union Baden-Württemberg

2007 Wahl zum Bezirksschriftführer der
CDU Nordwürttemberg

2008 Berufung in den CDU-Bundesfach-
ausschuss Europa-, Außen- und Si-
cherheitspolitik

2008 Nominierung für den Bundestags-
wahlkreis 265 Ludwigsburg 

PRIVATE 
STATIONEN

1979 geboren in Schongau

1998 Abitur am Max-Born-Gymnasium in
Backnang

1998-1999 Zivildienst bei der Erlacher
Höhe, Außenstelle Haus Friedrich-
straße in Backnang

1999-2004 Studium der Rechtswissen-
schaft an der Eberhard Karls Universi-
tät Tübingen mit Abschluss der Er-
sten juristischen Staatsprüfung

2004-2006 Rechtsreferendariat am
Landgericht Stuttgart mit Abschluss
der Zweiten juristischen Staatsprü-
fung 

seit 2006 tätig bei MVV Energiedienst-
leistungen GmbH

2007 Zulassung als Rechtsanwalt <<<

STEFFEN BILGER – WERDEGANG
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Was gefällt Ihnen an sich selbst am besten?

Meine Gelassenheit

Was am wenigsten?

Vielleicht bin ich manchmal zu perfektio-
nistisch

Was war Ihr größter Erfolg?

Dass ich mein Studium trotz meiner Ehren-
ämter in der Regelstudienzeit erfolgreich
abgeschlossen habe

Was ist für Sie eine Versuchung?

Die Torten im Ratskellercafé

Wo hätten Sie gern Ihren Zweitwohnsitz?

Ab dem 27. September 2009 in Berlin

Was können Sie besonders gut kochen?

Meine Kochkünste haben gerade mal so
gereicht, dass ich durchs Studium gekom-
men bin.....

Mit wem würden Sie gerne einen Monat tau-
schen?

Mit Jogi Löw

Ihre Lieblingsfernsehsendung?

Die Simpsons

Ihr Lieblingsschauspieler?

Bruce Willis

Ihr Lieblingsautor?

Ich lese sehr viele Bücher, aber ich habe
keinen bestimmten Lieblingsautor

Ihre Lieblingsfigur in der Geschichte?

Martin Luther

Was sagt man Ihnen nach?

Das müssen Sie andere fragen

Was würden Sie mit drei freien Tagen 
am Stück machen?

Realistischerweise würde ich erst mal mei-
nen Schreibtisch ordnen und wenn dann
noch Zeit bliebe, würde ich eine Städterei-
se machen

Ihr Lieblingsurlaubsziel?

USA

Ihr Lieblingsplatz in Ludwigsburg?

Der Marktplatz

Wo sehen Sie sich in acht Jahren?

In Ludwigsburg und in Berlin <<<

TREFFPUNKT   –   NACHGEFRAGT
Treffpunkt fragt – Bilger antwortet …
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In seinem einleitenden Referat nahm Ha-
rald Felzen kein Blatt vor den Mund: „Igno-
ranz, Arroganz und Eitelkeiten waren die
Auslöser der Finanzkrise. Die Gier und
mangelnde Bodenhaftung von Bankern
und Kunden haben die Weltwirtschaft ins
Wanken gebracht“, so seine Analyse. Die
deutschen Banker sprach er dabei nicht
frei von Schuld, brach aber eine Lanze für
die Sparkassen und Genossenschaftsban-
ken. Gleichzeitig warnte er davor, den
Sparkassen die Last der Sanierung der Lan-
desbanken aufzubürden: „Die wären ein
Mühlstein am Hals der Sparkassen, die uns
in existenzielle Schwierigkeiten bringen
würden“, so Felzen. Er plädierte für einen
klaren ordnungspolitischen Kurs. „Es kann
nicht sein, dass, egal welche Risiken man
eingeht, der Staat nachher die Lasten auf-
fängt.“ Eine Auslagerung der faulen Bilanz-
werte in eine ‚Bad Bank’ und eine stärkere
Orientierung an der Realwirtschaft seien
wichtige Schritte zur Lösung der Krise. Da-
bei mahnte Felzen zur Eile: „Wenn bis Ende
September der Abschwung nicht gebremst
ist, droht uns auch im Landkreis Ludwigs-

burg eine deutliche Zunahme der Arbeits-
losigkeit.“ 

Trumpf-Chef Berthold Leibinger blickte
auf seine fünfzigjährige Tätigkeit als Un-
ternehmer zurück und stellte fest, dass er
bereits zwölf wirtschaftliche Abschwünge
erlebt habe, „aber das ist die tiefste Krise.“
Die Gier von Managern und Unterneh-
mern geißelte auch er, ebenso wie die
staatliche Regulierungswut. Trotz häufig
geäußerter Sorgen vor einem Staatsbank-
rott und einer drohenden Währungsre-
form steht für ihn aber fest: „Die Soziale
Marktwirtschaft ist die menschengerech-
teste Wirtschaftordnung. Die freie Ent-
scheidung, der Wettbewerb als Lebenseli-
xier und die hohe Eigenverantwortung
dürfen wir trotz der Krise nicht aufgeben.“ 

Der evangelische Landesbischof Frank O.
July beschrieb zunächst, wie er als Vorsit-
zender der Landeskirche, Aufsichtsrats-
vorsitzender von „Brot für die Welt“ und
Chef von kircheneigenen Unternehmen
auch Wirtschaftskompetenz beweisen

müsse: „Ich habe gelernt, Bilanzen zu le-
sen.“ Die Kirchen stellen derzeit eine gro-
ße Verunsicherung bei den Menschen fest.
Die Schuldnerberatungen der Diakonie
seien überlaufen. „Viele Menschen auch
aus der Mittelschicht sind von Zukunfts-
ängsten geplagt.“ Die Wirtschafts- und Fi-
nanzwelt sei ihnen unheimlich geworden.
Deshalb forderte er eine Debatte über die
Ethik der Wirtschaft und verbindliche Ver-
einbarungen hierüber. „Die Soziale Markt-
wirtschaft ist ein gutes und menschliches
Modell, unter dem Vorbehalt, dass der
Mensch fehlbar ist“, plädierte auch der Bi-
schof dafür, die grundsätzliche Wirt-
schaftsordnung nicht in Frage zu stellen. 

In der vom Ludwigsburger CDU-Bundes-
tagskandidaten Steffen Bilger moderier-
ten Diskussion standen ethische Fragen
dann auch im Vordergrund. Für Bischof
July stand fest, dass es „nicht um Repara-
turarbeiten, sondern um eine Grundbesin-
nung auf ethische Fragen geht. Die haben
wir mehr denn je nötig.“ Auch Berthold
Leibinger forderte dazu auf, die Verant-
wortung Einzelner zu formulieren, warnte
aber gleichzeitig vor einer pauschalen Ver-
urteilung aller Unternehmer: „Der mittel-
ständische Unternehmer darf nicht ge-
brandmarkt aus der Krise herausgehen.“
Seinen Unternehmerkollegen schrieb er
dabei aber ins Stammbuch, dass die Vor-
bildfunktion wieder gelebt werden müsse.
„Maßlosigkeit an der Spitze überträgt sich
auf das ganze System“, so Leibinger. Kreis-
sparkassen-Vorstand Felzen glaubt aller-
dings nicht, dass dauerhaft nur risikoarme
Geschäfte abgeschlossen werden. „Wenn
das Pendel in die andere Richtung
schwingt¸ werden auch wieder Risikoge-
schäfte gemacht.“ Armin Maschke

IGNORANZ, ARROGANZ UND EITELKEITEN
WAREN DIE AUSLÖSER DER FINANZKRISE

Rund 300 Gäste konnte der Vorsitzende der Mittelstandsverei-
nigung (MIT) Ludwigsburg, Dr. Georg Zinger, im Ordenssaal des
Ludwigsburger Schlosses begrüßen. Sie alle suchten Aufklä-
rung, wie die Finanzkrise geschehen konnte und Ausblicke, wie
ein zukünftiges Finanzsystem gestaltet sein muss. An der Dis-
kussion nahmen der Ditzinger Unternehmer Prof. Berthold Lei-
binger, Landesbischof Dr. Frank O. July und Sparkassenvorstand
Harald Felzen teil.

V.l.n.r. Sparkassen-Vorstand Harald Felzen, Landesbischof

Dr. Frank O. July, CDU-Bundestagskandidat Steffen Bil-

ger, Unternehmer Prof. Berthold Leibinger, stv. MIT-Kreis-

vorsitzender Joachim Koppenhöfer, MIT-Vorsitzender Dr.

Georg Zinger, stv. MIT-Vorsitzender Gerhard Bäuerlein
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Im klassenkämpferischen Vokabular gibt
es „Ausgebeutete“, seitdem sich die Pri-
maten auf die Hinterbeine stellten. Immer
waren Stärkere da, die andere für sich ar-
beiten, kämpfen und leiden ließen. Ist es
nicht ein böser Widerspruch in sich selbst,
dass durch diese Zwangsleistung die „Aus-
gebeuteten“ einen sicheren Platz in ihrer
Gesellschaftsgruppe hatten? Haben wir
aus diesem Evolutionsprozess nicht zu ler-
nen, dass erst recht heute und in weiterer
Zukunft Sicherheit durch Leistung und ge-
wisse Opfer „erkauft“ werden muss?

Auf historischem Boden

Soziale Sicherheit wurde in der Vergangen-
heit recht klein geschrieben. Das Schutzbe-
dürfnis erstreckte sich mehr auf Leib und
Leben. Je primitiver die Formen des
menschlichen Zusammenlebens waren, um
so größer war die ständige Bedrohung
durch Fremde. Gemeinschaften wurden ge-
bildet, um größere Sicherheit zu haben. Das
kriegerische Element durchlief eine Ent-
wicklung von Stammesfehden bis zu Völ-
kerkriegen. Selbst die kriegerischen Mord-
werkzeuge entwickelten sich fort, vom
Faustkeil zur Atombombe. Aber egal wie
und wodurch es einen trifft: tot bleibt tot.

In der Sicherheit des Lebens bildet die aus-
reichende Versorgung mit Nahrungsmit-

teln eine wesentliche Grundlage. In ländli-
chen Bereichen spielte die Selbstversor-
gung eine große Rolle. Je mehr das Umfeld
verstädterte, desto mehr trat an die Stelle
der Selbstversorgung das Medium Geld. Es
entstanden die handwerklichen und dienst-
leistenden Berufe. Das Geldverdienen wur-
de zur Lebensnotwendigkeit. Dieser Über-
gang leitete die sozialen Spannungen ein,
wenn nicht ausreichende Möglichkeiten
zum Geldverdienen vorhanden waren. 

Sozialer Individualismus

Der fortschreitende Zivilisationsprozess
weckte neue Bedürfnisse und ließ die An-
sprüche an die individuellen Lebensbe-
dürfnisse steigen. Am Ende dieser „Fort-
schritts- und Entwicklungsskala“ stand die
Abhängigkeit jedes einzelnen Menschen
von seinem persönlichen Leistungswillen
und seiner Leistungsfähigkeit. Viele Indivi-
duen waren nicht mehr in der Lage, für

EIN RECHT AUF SOZIALE SICHERHEIT – GIBT ES DAS?

Die Industrialisierung der Gesellschaft hat einen soziologischen Wandlungsprozess eingeleitet.
Die Globalisierung brachte diesen Prozess auf einen Punkt, über den hinausgehend ein weiterer
Wandlungsprozess seinen Anfang nehmen wird. Aber was für eine soziologische Ordnung wird
sich dann bilden?

Hilmar Klages, stellvertretender Vorsitzender 

der Senioren Union Kreisverband Ludwigsburg



sich so zu sorgen, dass sie einigermaßen
leben und auch überleben konnten. Es war
eine Art der „Selbstaufgabe“, dass der Ein-
zelmensch in seiner Abhängigkeit vom
Geld nicht mehr über seine „Eigenständig-
keit“ verfügen konnte. Daraus entwickelte
sich die Anforderung an die seinerzeitigen
und heutigen Staatenordnungen, die Ver-
antwortung für das Wohlergehen seiner
Bürger zu sorgen. Aber bis heute zahlt der
Staat nicht selbst. Er verteilt um. Das Indi-
viduum Steuerzahler sorgt für die schwa-
chen Individuen.

Sozialistische Umverteilung
gleich sozialer Schutz?

Der sozialistische Umverteilungswahn
gaukelt einen sicheren sozialen Schutz vor.

Vergessen wird dabei, wenn ich die milch-
gebende Kuh verkaufe, habe ich keine
Milch mehr zum Umverteilen. Tritt der
Staat an die Stelle der „milchgebenden
Ausbeuter“, kommt die Kuh recht bald we-
gen Staatsbankrott in die Zwangsverstei-
gerung. Es ist wieder nichts mit umzuver-
teilender Milch. Zwar liegt dem gesell-
schaftstheoretischen Sozialismus die
Überlegung zu Grunde, dass der Staat op-
timal für den sozialen Schutz seiner Bürger
verantwortlich sei. Aber der Weg ist falsch.
Nicht die sozialistische Gleichschaltung
garantiert den sozialen Schutz des Indivi-
duums – ganz im Gegenteil. 

Nur die Summe aller Individuen erbringt
Leistung und Wertschöpfung! Dazu gehört
der Topmanager genau so gut wie der ein-

fache gewerbliche
Arbeitnehmer. Ein
einheitliches Team
von Individuen allein
bietet eine Basis, mit
der der Schutz der
schwächeren Indivi-
duen gewährleistet
werden kann.

Grenzen und
Zielsetzungen

Die heutige Zeit be-
jaht das Recht auf so-
zialen Schutz von der
Geburt bis zum Le-
bensende. Ist die Fra-
ge überhaupt richtig
gestellt, dass alle In-
dividuen gleich und
vollumfänglich ge-
schützt werden müs-

sen? Sind es die Menschen nicht inzwi-
schen leid, ihren eigenen und den Schutz
anderer so teuer zu bezahlen?

Eigentlich ist die Frage der sozialen Sicher-
heit nur ein Obligo für die sozial Schwa-
chen. Sie haben zwar ihre Wunschvorstel-
lungen, können sie aber nicht realisieren
und wollen es vielleicht auch nicht. Ihre
Zufriedenheit liegt in einem gut beständi-
gen Leben ohne Hoffnungslosigkeit. Eine
amorphe Masse Mensch wird es nie geben.
Immer werden Individuen kommen, die
mehr leisten und mehr erreichen. Sie er-
kämpfen und erfüllen sich selbst ihr Recht
auf soziale Sicherheit.

Die Zukunft muss den einzelnen Men-
schen wieder mehr in den Vordergrund
rücken. Die sogenannte Masse ist nicht
homogen, sie ist heterogen – der einzelne
Mensch bildet sie in seiner Gesamtheit.
Die Fürsorge des Staates hat den einzel-
nen Mitbürgern zu gelten, die als Folge be-
sonderer Lebensumstände nicht in der
Lage sind, sich allein zu helfen, sich vor
Not zu bewahren. Darüber hinaus sollten
die anderen angereizt werden, nicht nur
brave Pflichterfüllung auszuüben, sondern
durch den Willen zur Leistung ihre eigene
soziale Sicherheit und somit auch die der
anderen Individuen zu gewährleisten.

Welche Möglichkeiten und Wege in der na-
hen Zukunft entwickelt werden, um für die
Schwächeren unserer Gemeinschaft eine
soziale Sicherheit durchzusetzen, ist die
Frage an die Zukunft unserer gesellschaft-
lichen Ordnung. Der Lösung dieses Pro-
blems aus dem Wege zu gehen, bedeutet
die Selbstaufgabe des Willens zum politi-
schen Erfolg. Hilmar Klages
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Alt und Jung müssen an einem Strang ziehen: Hier der

JU-Bundesvorsitzende Philipp Missfelder und der Bun-

desvorsitzende der Senioren Union Prof. Dr. Otto Wulff
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Die Mitglieder und der Freundeskreis der
Senioren-Union Stadtverband Ludwigs-
burg und Umgebung besuchten die Feuer-
wache mit Feuerwehrleitstelle des Land-
kreises Ludwigsburg. Herzlich empfangen
von Herrn Hauptbrandmeister Hans Peifer
begann eine Führung der besonderen Art.
Wir konnten einen Blick in alle Abteilun-

gen dieses wichtigen Hauses werfen. Der
Rundgang begann in der Feuerwehrleit-
stelle, die rund um die Uhr an 365 Tagen im
Jahr besetzt ist. Hier laufen alle Meldun-
gen und Notrufe ein – hier wird der kom-
plette Funkverkehr im Landkreis Ludwigs-
burg abgewickelt. 28 Beamte, davon sind
zwei Frauen, gehören der Berufsfeuerwehr

an. Zu der Freiwilligen
Feuerwehr in der Abtei-
lung FFW Abt. 8 zählen
400 Männer und Frauen.
Die Jugendfeuerwehr hat
80 Angehörige.

In Zusammenarbeit mit
dem Deutschen Roten
Kreuz leisten diese Män-
ner und Frauen Unermess-
liches. Es ist mehr als nur
ein Kampf gegen die Flam-
men. Einsätze bei Ver-
kehrsunfällen und sonsti-
gen Großeinsätzen, gleich
welcher Art, zeichnen ein

starkes Team aus. Körpertraining und Ein-
satz-Übungen, dazu Lehrgänge und Aus-
bildungen, sind tägliche Begleiter dieser
Floriansjünger. Es sind Männer und Frau-
en, die Leben schützen, die immer unter
Einsatz ihres Lebens der Allgemeinheit
dienen. Ihre Aufgaben sind: „Retten – Lö-
schen – Bergen – Schützen“. Wir haben die
Aufenthaltsräume, die Gerätschaften und
die Einsatzfahrzeuge der Löschtrupps ge-
sehen. Auch drei Oldtimer-Fahrzeuge, die
auch heute noch einsatzbereit sind, haben
wir bewundert.

Viele Fragen der Besucher wurden von
Herrn Hauptbrandmeister Hans Peifer be-
antwortet – ein Mann, der mit Leib und
Seele Feuerwehrmann ist, ein Ausbilder
mit Vorzeigefunktion und viel menschli-
cher Wärme. Wir wünschen allen Männer
und Frauen der Feuerwehren viel Glück
und immer eine glückliche Hand – wir sind
stolz auf euch. Die Besucher der Senioren-
Union haben einen bleibenden Eindruck
gewonnen und viel dazugelernt. Dieser
Besuch endete mit guten Gesprächen bei
einem gemütlichen Zusammensein und
dem Eindruck eines unvergessenen Tages
bei der Feuerwache in Ludwigsburg.

Ingrid Mutschler

DIE SENIOREN UNION BEI DER 
FEUERWEHR LUDWIGSBURG

Die Gruppe der Senioren Union mit Hauptbrandmeister

Hans Peifer vor der Feuerwehrleitstelle in Ludwigsburg



Aus den Anfängen in einer kleinen Bäcke-
rei in Gerlingen vor 50 Jahren wurde ein
mittelständisches Unternehmen, das in
unserer Region mit 18 Filialen von Lud-
wigsburg bis Sindelfingen vertreten ist
und ca. 300 Mitarbeiter beschäftigt. Das
Familienunternehmen wird in der zweiten
Generation von den drei Söhnen des Fir-
mengründers geführt.

Die Frauen Union Ludwigsburg besuchte
den zentralen Produktionsstandort der
Bäckerei Trölsch in Korntal-Münchingen
und durfte – unter sachkundiger Führung
und mit Schutzkleidung versehen – in den
Bereichen Bäckerei, Feinbäckerei, warme
und kalte Konditorei das Entstehen der
Back- und Konditoreiwaren beobachten. 

In der modernen Produk-
tionsstätte übernehmen
Rühranlagen und vollau-
tomatische Backöfen die
körperliche Schwerstar-
beit und die moderne Kli-
matechnik sorgt für ange-
nehme Temperaturver-
hältnisse. Aber dennoch
entstehen Brot, Bröt-

chen, Brezeln, Kuchen und Torten auf tra-
ditionelle handwerkliche Art durch 60
Bäcker- und Konditormeister.

Die Teilnehmerinnen erfuhren auch Inter-
essantes über die Auswahl und Herkunft
der Rohstoffe. So werden nur Getreide aus
biologischem Anbau verarbeitet, die von
regional ansässigen Mühlen bezogen wer-
den. 

Im Anschluss an die Führung konnten sich
die Damen beim Verkosten von der Quali-
tät der frisch hergestellten Backwaren
überzeugen. Elke Kreiser, Vorsitzende der
Frauen Union, bedankte sich im Namen
der Teilnehmerinnen für diesen informati-
ven Einblick in das Unternehmen Trölsch.

Ingeborg Choeb

FRAUEN UNION ZU GAST BEI DER BÄCKEREI TRÖLSCH

„Wer Brot bäckt, trägt Verantwortung“ – 
das ist die Kernbotschaft, die sich die Familie Trölsch auf die Fahnen geschrieben hat

FRAUEN UNION
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Die Besuchergruppe der Frauen Union vor der 

Produktionsstätte der Bäckerei
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Im Rechenschaftsbericht konnte Elke
Kreiser von 21 öffentlichen Veranstaltun-
gen in den letzten zwei Jahren berichten.
Das Programm ging von einem Besuch
der Stuttgarter Börse, der regelmäßigen
Teilnahme an der „Fairen Kaffeetafel“, di-
versen Veranstaltungen zu Frauenge-
sundheit, beruflicher Wiedereingliede-
rung, einer Veranstaltung mit „Invitare –
eingeladen zum Leben“, bis hin zu einem
gemeinsamen Fahrsicherheitstraining
bei der Verkehrswacht in Vaihingen/Enz.
Dieses enorme Pensum konnte nur dank
zahlreicher und zuverlässiger Mitstreite-
rinnen in der Frauen Union durchgeführt
werden, betonte Elke Kreiser, Stadt- und
Regionalrätin und stellvertretende Kreis-
vorsitzende der CDU.

Auch Ehrengast Klaus Herrmann MdL,
zollte der Vielzahl der unterschiedlichen
Veranstaltungen seinen außerordentli-
chen Respekt und überbrachte die Grüße

des Ministerpräsidenten sowie der Abge-
ordneten aus Land und Bund, die wegen
dringender anderer Termine verhindert
waren. Er betonte, dass das Interesse des
Ministerpräsidenten nicht nur „obligato-
risch“ sei, sondern dass Günter H. Oet-
tinger großes Interesse an der Arbeit der
CDU-Vereinigungen im Kreis habe und
diese gern mit Rat und Tat unterstütze.
Herrmann bestätigte, rückblickend zur
Kommunalwahl 2009, dass der Frauenan-
teil im Vergleich zur letzten Wahl in der
CDU-Fraktion des Kreises unverändert
bei etwa vier Prozent liege. 

Gleichermaßen lobend äußerte sich der
CDU-Bundestagskandidat für den Wahl-
kreis Ludwigsburg, Steffen Bilger, der die
Frauen Union nicht zuletzt aus vielen ge-
meinsamen Veranstaltungen, auch in
Verbindung mit seinem Wahlkampf,
kennt. Auch er würdigte die breit ange-
legten Schwerpunkte der CDU-Frauen im

Kreis Ludwigsburg. In seinem anschlie-
ßenden Referat zum gemeinsamen
CDU/CSU Regierungsprogramm 2009-
2013 „WIR HABEN DIE KRAFT – Gemein-
sam für unser Land“ zeigte er sach- und
fachkundig die Ansatzpunkte einer
CDU/CSU Bundesregierung auf. Gern
nutzten dann auch die anwesenden Frau-
en und Männer die Möglichkeit zur Dis-
kussion.

Dann waltete Steffen Kirsch seines Am-
tes und führte zügig durch die sieben
Wahlgänge. Als Vorsitzende wurde Elke
Kreiser, als stellvertretende Vorsitzende
Ingeborg Choeb (beide Ludwigsburg), im
Amt bestätigt, neu als zweite stellvertre-
tende Vorsitzende wurde Dr. Gabriele
Störring (Korntal-Münchingen) gewählt.
Die Schriftführerin, Sabine Hoffmann
(Remseck), und die Schatzmeisterin, El-
len Waters (Steinheim), wurden in ihren
Ämtern bestätigt. Für die Presseberichte
ist in den nächsten zwei Jahren Britta
Steinmetz (Pleidelsheim) zuständig. Bei
den Beisitzern gab es einige Veränderun-
gen. Wiedergewählt wurden: Heiderose
Henssler-Wolf (Ludwigsburg), Monika
Kirchner (Hemmingen), Edith Scheiffele
(Besigheim), Elke Völkel (Kornwestheim)
und Erika Stahl (Marbach). Neu hinzuge-
kommen sind: Katharina Kreiser und Hei-
ke Schlüter (beide Ludwigsburg), Claudia
Thannheimer (Markgröningen) und Bet-
tina Weidenbach (Remseck). 

Auch die Delegierten zu den Landes- und
Bezirkstagen der nächsten zwei Jahre
wurden kompetent besetzt, sodass die
Frauen Union zuversichtlich auf die
nächsten 24 Monate blicken darf.

Britta Steinmetz

FRAUEN UNION FÜR DIE NÄCHSTEN
ZWEI JAHRE GUT AUFGESTELLT

Die Frauen Union Kreis Ludwigsburg traf sich zu ihrer Hauptver-
sammlung mit Neuwahlen des Vorstands. Nachdem die Vorsit-
zende, Elke Kreiser, alle Anwesenden herzlich begrüßt hatte,
übergab sie die Versammlungsleitung an den Vorsitzenden der
Jungen Union Kreis Ludwigsburg, Steffen Kirsch. Durch viele ge-
meinsame Veranstaltungen allen Anwesenden bestens bekannt,
überbrachte er herzliche Grüße der jungen CDU-Mitglieder und
betonte die freundschaftliche Verbundenheit beider Gruppie-
rungen. Er lobte die FU als aktivste Vereinigung und echten Ak-
tivposten für die Kreis-CDU.

Steffen Bilger erläutert das Regierungsprogramm 

2009-2013

Der neu gewählte Vorstand
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Der Duisburger Aufruf der Frauen Union
war zentrales Thema des 28. Bundesdele-
giertentages vom 15./16. August 2009. Die
Vorsitzende der FU, Frau Prof. Dr. Maria
Böhmer MdB, Staatsministerin bei der
Bundeskanzlerin, konnte über 400 Dele-
gierte aus ganz Deutschland, unter ihnen
vom Kreisverband Ludwigsburg Ingeborg
Choeb und Sabine Hoffmann, in Duisburg
begrüßen. 

Die baden-württembergische Landesvor-
sitzende der Frauen Union, Annette Wid-
mann-Mauz MdB, stellte die elf Kernforde-
rungen des Initiativantrags zur Beschluss-
fassung vor: Eine partnerschaftliche Ge-
sellschaft mit gleichberechtigter Teilhabe
von Frauen auf allen Ebenen, bessere Bil-

dung und Betreu-
ung, eine familien-
gerechte und kin-
derfreundliche Ge-
sellschaft, starke Fa-
milien, Bekämpfung
der Kinderarmut,
zukunftsfeste Al-
t e r s v e r s o r g u n g ,
steuerliche Absetz-
barkeit von haus-
haltsnahen Dienst-
leistungen, Schutz der Menschenwürde,
Schutz vor Gewalt gegen Frauen und Kin-
der, Bildungs- und Ausbildungsoffensive
für Migrantinnen und Stärkung der Frau-
enrechte in Entwicklungsländern. „Mit der
Duisburger Erklärung geben wir die Ant-

wort auf die Fragen: Wie
wollen wir morgen leben?
Wie soll Deutschland aus-
sehen?“, so Maria Böh-
mer in ihrem politischen
Bericht. Nach ausführli-
cher Beratung wurde die-
ser Antrag einstimmig be-
schlossen.

Die Neuwahlen des Vor-
stands brachten das er-
wartete Ergebnis. Mit
96,6 Prozent der Stimmen
wurde Maria Böhmer er-
neut als Vorsitzende der
Frauen Union im Amt be-

stätigt. Ebenfalls gewählt wurden alle ba-
den-württembergischen Kandidatinnen,
als Schatzmeisterin Ingrid Haasis-Blank,
Stuttgart, als Beisitzerinnen mit der höch-
sten Stimmenzahl aller Bewerberinnen,
Roswitha Schenk, Fellbach, sowie Monika
Bormann MdL, Rottenburg.

Der zweite Tag stand ganz im Zeichen von
Angela Merkel. Unter dem Motto: „Frauen
gemeinsam für Deutschland. Frauen für
Merkel“ wurde die Bundeskanzlerin von
über Tausend Gästen in der Mercatorhalle
begeistert empfangen. Mit dieser Veran-
staltung und einer programmatischen
Rede eröffnete die CDU-Vorsitzende die
heiße Phase des Wahlkampfs. Anschlie-
ßend übergab der neu gewählte Vorstand
der Frauen Union Angela Merkel die Duis-
burger Erklärung. Eine Podiumsdiskussion
mit Frauen aus der Wissenschaft, der Wirt-
schaft und dem Sport rundete diesen Bun-
desdelegiertentag ab. Ingeborg Choeb

FRAUEN VERABSCHIEDEN 
DUISBURGER ERKLÄRUNG 

Bundesdelegiertentag der Frauen Union

Bundeskanzlerin Angela Merkel als Spielmacherin

Delegierte des Bezirks Nordwürttemberg mit Andrea Krueger MdL

Anette Widmann-Mauz MdB, baden-württembergische

FU-Vorsitzende mit der Ludwigsburger Delegierten 

Ingeborg Choeb (re.)

Der Bundesvorstand übergibt Angela Merkel die 

„Duisburger Erklärung“
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Die Delegierten der Frauen Union Nord-
württemberg kamen zu ihrer jährlichen
Bezirkstagung nach Lauda-Königshofen,
hoch über dem lieblichen Taubertal. Lud-
wigsburg war mit sieben Delegierten
vertreten.

In ihrer Begrüßung konnte die FU-Be-
zirksvorsitzende, Andrea Krueger MdL,
zahlreiche Ehrengäste willkommen hei-
ßen. So waren neben der Referentin des
Tages, Frau Ministerin Dr. Monika Stolz
MdL, auch die Abgeordnete des Europa-
parlaments, Frau Dr. Inge Gräßle MdEP,
sowie Herr Minister Prof. Dr. Wolfgang
Reinhart MdL anwesend, der als CDU-
Bezirksvorsitzender ein Grußwort
sprach. 

Der Rechenschaftsbericht der Bezirks-
vorsitzenden gliederte sich in die drei
wesentlichen Arbeitsziele der letzten
Amtsperiode: Die Frauen Union steht
fest zum gegliederten Schulsystem und
stellt die Qualitätsdebatte in den Vor-
dergrund, der Bildung von Frauennetz-
werken in Beruf, Ehrenamt und Politik
wurde ein eigenes Mentoringprogramm
in Zusammenarbeit mit der Konrad-
Adenauer-Stiftung eingerichtet, das
neue Scheidungsfolgerecht wurde in ver-
schiedenen Veranstaltungen themati-
siert. Hier erwartet die Frauen Union

Nordwürttemberg einen korrigierenden
Eingriff nach der Bundestagswahl. Ab-
schließend versprach Andrea Krueger
den Delegierten, auch in Zukunft in der
Sache hart aber menschlich für die Zu-
kunft der Frauen am Ball zu bleiben.

Im Referat des Tages zu dem Thema Frau-
enspezifische Aspekte in der Gesund-
heitspolitik ging Sozialministerin Dr. Mo-
nika Stolz MdL dann auch speziell auf
den im Auftrag der FU Nordwürttemberg
erarbeiteten und verfassten Leitantrag
„Zukunftsfähige Gesundheitspolitik –
gerade auch für Frauen“ ein. 

Monika Stolz machte deutlich, dass die
Grundlagen hierfür im Bund geschaffen
werden und daher auch die entsprechen-
den Impulse aus Berlin kommen müss-
ten. Sie bestätigte die nach wie vor
schlechtere Abdeckung im gesundheitli-
chen Bereich und plädierte dafür, frauen-
spezifische Krankheiten besser zu erfor-
schen. Zugleich erhob sie die Forderung
nach der kostenfreien Familienversiche-
rung für Frauen, nicht nur in Zeiten von
Kindererziehung und Pflege. 

Zur Forderung, die Mehrwertsteuer auf
Arzneimittel zu senken, sagte Monika
Stolz, der Gesundheitsbereich stelle ei-

nen erheblichen Wirtschaftszweig dar.
Sie erkenne das Einsparungspotenzial ei-
ner solchen Maßnahme für die Kranken-
versicherungen durchaus an, aber man
solle bei allen Überlegungen auch ehrlich
bleiben und verantwortlich diskutieren. 

Um die medizinische Versorgung im
ländlichen Raum zu gewährleisten, müs-
se ein stärkerer Gestaltungsspielraum
vom Bund zurück auf die Länder gegeben
werden und die Suche nach Anreizsyste-
men für die medizinische Versorgung im
ländlichen Raum intensiviert werden. 

Weiterhin warb Monika Stolz um mehr
Anerkennung der Gesundheitsberufe.
Diese wirken in der Krise stabilisierend,
da Frauen ihre Arbeit behalten, während
Männer von Kurzarbeit oder Jobverlust
bedroht seien. Hier begrüßte sie beson-
ders die zahlreichen Modellversuche, in
denen Frauen mit Migrationshintergrund
durch intensiven Sprachunterricht für
Pflegeberufe interessiert und ausgebil-
det werden.

Die Wahlen des neuen Bezirksvorstands
und der 14 Delegierten zum Bundesdele-
giertentag brachten folgendes Ergebnis:
Mit überwältigender Mehrheit und 97,3
Prozent der Stimmen wurde Andrea
Krueger MdL im Amt als Bezirksvorsit-
zende der FU-Nordwürttemberg bestä-
tigt. Stellvertreterinnen wurden Eva
Hauser, Esslingen, Beate Härer, Schorn-
dorf, und Iris Ripsam, Stuttgart. In den
FU-Bezirksvorstand als Beisitzer und als
Delegierte zum Bundesdelegiertentag
wurde erneut Ingeborg Choeb vom Kreis-
verband der FU Ludwigsburg gewählt.

Britta Steinmetz

LEITANTRAG: 
ZUKUNFTSFÄHIGE GESUNDHEITSPOLITIK
– GERADE AUCH FÜR FRAUEN!

Bezirksdelegiertentag der Frauen Union Nordwürttemberg

Sozialministerin Dr. Monika Stolz MdL 

Delegierte der Frauen Union Ludwigsburg



REGION 

Heftig und kontrovers wurde der Regio-
nalplan diskutiert. Erleichtert sind die Re-
gionalräte des CDU-Kreisverbands Lud-
wigsburg, dass er von der Riege der „alten
Regionauten“ noch in der letzten Legisla-
turperiode mit großer Mehrheit verab-
schiedet werden konnte. Für den Regional-
plan stimmten 70 Mitglieder der Regional-
versammlung, darunter CDU, SPD, fast alle
Freien Wähler und FDP. Der Regionalplan
macht verbindliche Vorgaben zur Flächen-
nutzung in der Region Stuttgart und be-
stimmt damit wesentlich die räumliche
Entwicklung. Lediglich 17 Mitglieder von
Grünen, Freien Wählern und Republika-
nern stimmten dagegen.

Abgelehnt wurde ein Antrag der Grünen,
den Wohnungsbauschwerpunkt Hartenek-
ker Feld in Ludwigsburg zu reduzieren und
den Wohnungsbauschwerpunkt Besig-
heim-Schimmelfeld zu streichen.

Das aufwändige Beteiligungsverfahren,
bei denen Fachleute, Bürger und Vertreter
der Gemeinden mehrfach eingebunden
waren, ging weit über das rechtlich vorge-
schriebene Maß hinaus. Sehr viele der ein-
gegangenen Anregungen wurden im ver-
abschiedeten Regionalplan auch berück-
sichtigt.

Alle Beteiligten haben viel Arbeit in den
Regionalplan investiert. Es ging an die
Grenze dessen, was von ehrenamtlichen
Politikerinnen und Politikern leistbar ist.
Der Regionalplan nimmt eine Vorreiterrol-
le im Land ein. Er greift die Herausforde-
rungen auf, vor denen wir angesichts des

Klimawandels, der demographischen Ent-
wicklung und der Globalisierung stehen.
Allen Gemeinden bleiben quantitativ und
qualitativ ausreichend Spielraum für ihre
Eigenentwicklung erhalten. Auf die jewei-
ligen Gegebenheiten der 179 Gemeinden
in der Region kann angemessen reagiert
werden, keineswegs durch Beliebigkeit,
Mittelwerte oder Verhandlungstalent,
sondern durch belegbare Argumente und
vor allem unter Berücksichtigung der
räumlichen Gesamtsituation. 

Diskussion um Werte, 
Flächen und Freiräume 

Die Planung ist kommunalfreundlich. So
sind Ausnahmen für Kommunen mit Ei-
genentwicklung möglich, sofern diese ei-

nen Geburten- bzw. Einpendlerüberschuss
oder sonstige örtliche Besonderheiten
aufweisen. Wenn eine Freiraumsicherung
richtig ist, muss sie auch im Einzelfall gel-
tend gemacht werden, deshalb gilt auch
das Prinzip: Innen- vor Außenentwicklung.
Der Regionalplan gibt als Gesamtkonzept
die Leitlinien für eine ausgewogene Frei-
raum-, Siedlungs- und Infrastrukturent-
wicklung vor. Seine Ziele und Grundsätze
gelten insbesondere für Planungen von
Städten und Gemeinden, zum Teil verbind-
lich. Diese überörtliche Planung und Koor-
dinierung speziell der Siedlungsentwick-
lung, ist gerade in einer so dicht besiedelten
Region wie Stuttgart unerlässlich und im
Übrigen gesetzlich vorgeschrieben. Der Re-
gionalplan tritt nach Genehmigung durch
das Wirtschaftsministerium in Kraft. <<<

LANGES RINGEN UM REGIONALPLAN BEENDET
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Elke Kreiser, Regionalrätin und Ludwigsburger Stadträtin
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LANDTAG

Der Landtag berät derzeit ein nächtliches
Alkoholverkaufsverbot. Kern der geplan-
ten Regelung ist ein für sämtliche Ver-
kaufsstellen im Sinne des Ladenöffnungs-
gesetzes geltendes, auf die Zeit von 22:00
Uhr bis 05:00 Uhr beschränktes Verbot
des Verkaufs alkoholischer Getränke. 

Schon diese Regelung zeigt, dass sich das

Verbot nur auf einen beschränkten Waren-
typus und auch nur in einem einge-
schränkten Zeitfenster bezieht. Ein gene-
relles Alkoholverkaufsverbot ist in dem
Gesetzesentwurf nicht vorgesehen. So
wird der Verkauf alkoholischer Getränke in
Gaststätten durch das Alkoholverkaufs-
verbot nicht berührt. Das gilt auch für den
so genannten „Gassenschank“. 

Darüber hinaus können die Regierungs-
präsidien auf Antrag der Gemeinden wei-
tere örtlich und zeitlich beschränkte Aus-
nahmen zulassen. 

Mit dem Gesetzesentwurf haben wir sei-
tens der kommunalen Landesverbände,
Organisationen der Suchtkrankenhilfe und
der deutschen Polizeigewerkschaft glei-
chermaßen Zustimmung erfahren. Mit der
Maßnahme sollen der exzessive Konsum
alkoholischer Getränke durch alle Alters-
gruppen im öffentlichen Raum und die
daraus resultierenden Störungen der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung wäh-
rend der Nachtzeit unterbunden werden. 

Missbräuchlicher Alkoholkonsum in der
Öffentlichkeit geschieht spontan und wird
nicht durch Vorratskäufe planvoll verwirk-
licht. Dies wird auch von der örtlichen Po-
lizei immer wieder bestätigt. Die zahlrei-
chen vorbeugenden Maßnahmen von Or-
ganisationen und Verbänden verdienen
ausdrückliche Anerkennung und werden
vom Land voll unterstützt. 

Die Bekämpfung missbräuchlichen Alko-
holkonsums muss aber auf allen geeigne-
ten Feldern und mit unterschiedlichen Lö-
sungsansätzen betrieben werden. Ein
wichtiger Baustein ist dabei das Alkohol-
verkaufsverbotsgesetz. So werden auch
den übermäßigen Alkoholkonsum fördern-
de Angebote in Gaststätten, z. B. „Flatra-
te“-Partys, unter Bußgeldandrohung un-
tersagt. Damit nimmt Baden-Württem-
berg bundesweit die Vorreiterrolle ein.

Nach drei Jahren werden die wirtschaftli-
chen Auswirkungen des Gesetzes über-
prüft. <<<

WARUM IST EIN NÄCHTLICHES 
ALKOHOLVERKAUFSVERBOT NÖTIG?

MdL Klaus Herrmann, Kreisrat und Fraktionsvorsitzender

der CDU-Gemeinderatsfraktion Ludwigsburg



POST SCRIPTUM – ODER WAS AM ENDE ÜBRIG BLEIBT

DIE DEUTSCHE
MONDMISSION 

Eine analoge Betrachtung,
warum wir nicht bis 2012 
warten möchten und was das
Marstall-Center damit zu tun
haben könnte

Analog und Digital – zwei Begriffe, die
uns im Alltag wie selbstverständlich be-
gleiten, ohne dass wir uns bei deren Ver-
wendung Gedanken darüber machen,
was sie eigentlich bedeuten. Während wir
das Digitale eher in die IT-Ecke verorten,
können wir mit „analog“ eigentlich gar
nichts anfangen: 

Dabei meint es das „Bestehen einer Ver-
gleichbarkeit“, genauso bezeichnet es ein
„Technisches Signal, das nicht zeit- bzw.
wertdiskret ist“. So, wer jetzt schlauer ist,
für den eröffnet sich nun natürlich viel
schneller, warum „Analogkäse“ so heißt:
offensichtlich handelt es sich um ein le-
bensmittelchemisches Phänomen, das in
seiner Widerlichkeit unvergleichlich und
zugleich vollsynthetisch hergestellt ist.

Klar, liest man das Kleingedruckte auf der
Lebensmittelverpackung, ist man schlau-
er, unter der Voraussetzung, dass man
über die Sehstärke von Argus verfügt.
Schwieriger wird´s da schon beim Italie-
ner um die Ecke: Soll man sich vor dem
Begleichen der Rechnung noch schnell
den Verpackungsabfall zeigen lassen und
so lange kruschteln, bis herausgefunden
wurde, ob es sich bei dem ehemals lecke-

ren Pizzabelag tatsächlich um Gorgonzo-
la, Mozzarella & Co. handelt oder um die
gefürchteten synthetisierten Derivate?
Es bleibt also weiter spannend im Lebens-
mittelrecht!

Bleibt nur zu hoffen, dass sich die Politik
gleich nach der Bundestagswahl der Sa-
che annimmt.

Apropos Bundestagswahl – da war ja
noch etwas: Nach vier Jahren Erfahrung
mit Münte, Platzeck, Beck und wieder
Münte, nach ausreichendem Genuss der
ewigen Minister/innen Ulla Schmidt,
Wiczorek-Zeul, Scholzomat & Konsorten,
sowie nach ausführlichem Beobachten
des zunehmenden Verwelkens der roten
Nelke im Klammergriff zwischen Lafon-
taine und Realität ist jetzt dann auch ge-
nug!

Nicht zu vergessen, verschiedene undi-
plomatische Ausfälle seitens des Finanz-
ministers in Richtung kleinerer Nachbar-
staaten, von denen man am Ende des Ta-
ges wenigstens mitnimmt, dass man nun
weiß, wo Ougadougou liegt.

Nicht, dass dies falsch verstanden wird:
Immerhin war die CDU/CSU in diesen vier
Jahren ebenso an der Regierung beteiligt
und nicht alles lief auch hier ausschließ-
lich rund. Jedoch dürfte es zweifelsohne
zu den weniger skandalträchtigen Schlag-
zeilen dieser Regierungsjahre gehört ha-
ben, wenn da mal über ein offenherziges
Dekollete zu berichten war, die größte
Wirtschaftskrise der Nachkriegszeit stabil
gemanagt wurde und zu guter Letzt auch
noch eine Deutsche Mondmission ins Ge-
spräch gebracht wurde.

Diese, für das Jahr 2012 von Peter Hintze
aus dem Wirtschaftsministerium in Aus-
sicht gestellte Perspektive kommt aller-
dings etwas zu spät: Wenn es darum geht,
einige Teilnehmer/innen hierfür vorab aus-
zuwählen, so treffen die Wählerinnen und
Wähler am 27.09.2009 hoffentlich eine
Entscheidung, die dann gerne auch die im
obigen Abschnitt genannten Personen be-
treffen kann. Besagte Mondmission, um
hier keine falschen Tatsachen zu behaup-
ten, soll jedoch „unbemannt“ sein.

Es bleibt im Auge des Betrachters/der Be-
trachterin, wer oder was dann im Jahre
2012 das Vergnügen haben wird, 40 Jahre
nach dem letzten Besuch des Menschen
auf dem Erdtrabanten, dort zu
landen…und wenn es nur der Analogkäse
ist.

Übrigens: Es soll auch schon Mitbür-
ger/innen geben, die die Bausünde Lud-
wigsburgs der 1970er Jahre schlechthin,
das Marstall-Center, ebenso auf den
Mond wünschen. Nach dem angekündig-
ten Rückzug von „Tengelmann“ und
„Rossmann“, etlichen leer stehenden La-
dengeschäften und der zu befürchtenden
Schließung von „Karstadt“ gibt es, sieht
man einmal von den Wohnungen ab, kei-
ne wirkliche Existenzberechtigung für
den Betonklotz im Diesseits. Wie man
hört, gibt es jedoch noch keine Pläne zur
Sprengung des „Groß“ods zum 301. Stadt-
jubiläum… PS
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Peter Schmid, Pressesprecher 

des CDU Stadtverbandes Ludwigsburg



Am 27. September:
Beide Stimmen für die CDU!

Die Erststimme für Steffen Bilger und die Zweitstimme für Angela Merkel.

uSollten Sie am Wahltag persön-
lich verhindert sein, nutzen Sie
bitte die Möglichkeit der 
Briefwahl!


